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(Al Beginn: 10.02 Uhr 

Präsident Ulrich Schmldt: Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, meine Damen und Herren, herzlich will- 
kommen zur heutigen 66. Sitzung des Landtags 
Nordrhein-Westfalen! Mein Gruß gilt Ihnen allen, 
insbesondere auch unseren Gästen auf der Zu- 
schauertribüne und den Mitarbeiterinnen und Mit- 
arbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich 
28 Abgeordnete entschuldigt; ihre Namen wer- 
den in das Protokoll aufgenommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir treten in die 
Beratung der heutigen Tagesordnung ein. Da an 
diesem Plenartag keine Aktuelle Stunde vorgese- 
hen ist und deshalb TOP 1 entfällt, rufe ich 
gleich den zweiten Tagesordnungspunkt auf, 
nämlich: 

2 Gesee zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der 
Kreise. Städte und Gemeinden in Nordrheln- 
Westfalen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 

(B) der Fraktion BÜNDNIS 90IDIE GRÜNEN 
Drucksache 1212340 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile zunächst 
dem Abgeordneten Grevener von der SPD-Frak- 
tion das Wort. 

Walter Grevener (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Koalitions- 
fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN haben am 1. September den Gesetzentwurf 
zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der Kreise, 
Städte und Gemeinden in Nordrhein-Westfalen 
eingebracht, den wir heute in erster Lesung bera- 
ten. Dieser Gesetzentwurf beweist, daß die Frak- 
tionen von SPD und BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN 
handlungsfähig sind; 

(Zurufe von der CDU) 

denn sie haben in einer gemeinsamen Kommis- 
sion und in getrennten Beratungen übereinstim- 
mende Beschlüsse gefaßt, die jetzt alsGesetz- 
entwurf vorliegen. 

Wir haben im Vorfeld dieser Beratungen feststel- (Cl 
len müssen, daß viele Verbände gar nicht wahr- 
nehmen wollten, daß der Landtag und die darin 
vertretenen Fraktionen nicht nur befugt sind, Ge- 
setzentwürfe der Landesregierung zu verabschie- 
den, sondern daß sie auch aufgerufen sind, 
selbst Gesetzentwürfe einzubringen. Dabei ist 
neu, daß nicht vor der ersten Lesung im Landtag 
formelle Verbandsanhörungen stattfinden, wie es 
sonst nach der Geschäftsordnung der Landes- 
regierung üblich ist. 

Trotzdem kommen die Beteiligungsrechte der 
Verbände nicht zu kurz. Nach der ersten Lesung 
heute im Landtag, dem ersten legislativen Verfah- 
rensschritt, wird der Ausschuß für Kommunal- 
politik am 8., 9. und 10. Oktober - so ist es be- 
reits zwischen den Fraktionen abgesprochen - 
unter Beteiligung aller mitberatenden Ausschüsse 
eine dreitägige Anhörung zu diesem Gesetzent- 
wurf durchführen. Hier sind Verbände, Sachver- 
ständige und Wissenschaftler eingeladen, sich zu 
dem Gesetzentwurf zu äußern. Es liegt dann in 
der Verantwortung der Ausschüsse, die vorgetra- 
genen Argumente zu würdigen und gegebenen- 
falls zur Grundlage von Änderungen des Gesetz- 
entwurfs zu machen. 

Der heutige Tag soll vor allem ein Tag der kom- (D) 
mun,alen Selbstverwaltung in Nordrhein-Westfa- 
len sein. 

(Beifall des Ewald Groth [GRÜNEI - Lachen 
bei der CDU) 

Dieser Gesetzentwurf hat das Ziel, umfangreiche 
Entscheidungen an die Organe der kommunalen 
Selbstverwaltung, insbesondere die politischen 
Entscheidungsträger Rat und Kreistag, zurück- 
zugeben und ihnen die Möglichkeit zu verschaf- 
fen, im   ahmen einer Kommunalisierungsklausel 
vor Ort zu entscheiden, wie das Ziel eines Ge- 
setzes effizienter umgesetzt werden kann. Weiter 
enthält der Gesetzentwurf Regelungen, die direkt 
oder indirekt zu Einsparungen bei den kommuna- 
len Haushalten führen. Die Größenordung kann 
mit ca. 150 Millionen DM jährlich beziffert wer- 
den. 

Wir laden Sie, die Mitglieder der CDU-Fraktion 
dieses Hauses, ein, an diesem Gesetzentwurf 
konstruktiv mitzuarbeiten. 

(Beifall bei der SPD und des Ewald Groth 
IGRÜNEI) 
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(Al Dabei unterstellen wir. daß den zahlreichen Wor- 
ten und Forderungen nach einem Ausbau der 
kommunalen Selbstverwaltung sowohl bezüglich 
der Entscheidungen als auch der Finanzen Taten 
folgen. ich zweifele nicht daran, daß die zahlrei- 
chen Kommunaipolitiker in Ihren Reihen ein be- 
sonderes Interesse an der Mitarbeit haben, zumal 
sie als Vertreter in den verschiedenen Verbanden, 
insbesondere den kommunalen Spitzenverbln- 
den, die Forderungen mit formuliert haben, die 
dieses Gesetz zumindest in Teiien erfüllen will. 
ich denke dabei nicht nur an den ehemaligen Prl- 
sidenten des Städte- und Gemeindebundes, an 
den Koifegen Leifert, sondern auch an viele ande- 
re. 

Bei meinem Werben um die Mitarbeit der CDU- 
Fraktion will ich nicht verschweigen, da8 uns bei 
der Erarbeitung dieses Gesetzentwurfs zahlreiche 
Verbandsvertreter, auch solche mit CDU-Partei- 
buch, Wissenschaftler und vor allem kommunale 
Praktiker sllmtlicher Parteien mit ihrem Rat und 
ihren Hinweisen In die Lage versetzt haben, den 
Entwurf auf den Weg zu bringen. Es ist also 
schon eine sehr breite Vorarbeit geleistet wor- 
den. 

In der politischen Diskussion wird von Kommu- 
(B) nalpolitikern und kommunalen Spitzenverbanden 

immer wieder vorgetragen, die kommunale 
Selbstverwaltung sei besser als der Landesge- 
setzgeber in der Lege zu entscheiden, wie öffent- 
liche Aufgaben vor Ort erfüllt werden können. Es 
wird von dieser Seite kritisiert, daB der Landssge- 
setzgeber in seinen Leistungsgesetzen Einzelrege- 
lungen vornimmt, die zur Erreichung des Zieles 
nicht erforderlich sind. Aus der nahen drtiichen 
Sicht und der unmittelbaren Kontrolle durch die 
Wählerschaft sei dies besser sicherzustellen als 
durch gesetzliche Festlegungen einheitlich für das 
gesamte Land. 

ler Gebietskörperschaften muß inzwischen ein (C) 
Haushaltssicherungskonzept aufstellen. 

(Regina van Dinther [CDUI: Weil das Land 
ihnen zu wenig gibt!) 

Angesichts dieser finanziellen Lage halten wir es 
für erforderlich zu erproben, ob und inwieweit 
vom Land gesetzte rechtliche Vorgaben für die 
Aufgabenerfüllung zurückgenommen werden kön- 
nen. 

Mit dem Experiment, dem Kommunalisierungs- 
modell, soll geeignetes Tatsachenmaterial gewon- 
nen werden, um auf dessen Grundlage spater zu 
beurteilen, ob in den ausgewahlten Regeiungs- 
bereichen auf iandesrechtliche Vorgaben verzich- 
tet werden kann. Die Leistungen an sich werden 
nicht in Frage gestellt. - Ich wiederhole ausdrück- 
lich: Die Leistungen. die in den Leistungsgesetzen 
gefordert werden, werden nicht in Frage gesteilt. 

(Regina van Dinther [CDUI: Das werden 
wir erst in drei Jahren sehen11 

Der Anspruch auf einen Kindergartenpiatz mit 
padagogischer Betreuung, auf Lernmittelfreiheit 
oder auf üereksteilung eines kommunalen Weiter- 
bildungsangebots bleibt bestehen. 

(Ruth Hieronymi ICDUI: Zu Lasten der (D) 
Kommuneni - Regina van Dinther [CDUI: 
Zu Lasten der Komrnunenll 

Die Kommunen, die sich am Kommunalisierungs- 
modell beteiligen wollen, können zum Zwecke 
der Erprobung für eine befristete Zeit von den 
Standards abweichen, die das Land für die Art 
und Weise der Aufgabenerfüllung gesetzt hat. Im 
Gesetzentwurf sind dafür acht Gesetze aufge- 
ftihrt, bei denen diese Erprobung startfinden 
kann. Wir rufen dazu auf, uns weitere Vorschläge 
für diesen Katalog zu machen. Ich richte diesen 
Aufruf nichtnur an alle Fraktionen dieses Hohen 

Diesen Aussagen steht das Interesse insbesonde- Hauses, sondern ebenso an die Kommunen unse- 
re der Fachpolitiker im Land entgegen, im Gesetz res Landes wie an die kommunalen Spitzenver- 
nicht nur die Aufgabe, sondern möglichst konkret bände. 
auch die ~ufgabenerfüllung zu beichreiben. Ne- Um den Modelicharakter zu unterstreichen, soll 
ben der Durchsetzung fachpoiitischer Ziele wird 
stets die Einheitlichkeit der Lebensverhäitnisse im 

die Zahl der Einwohner derjenigen Kreise, Städte 
und Gemeinden. die das Experiment im gleichen 

Land angeführt. Aufoabenbereich durchführen, nicht mehr als ein 
Die finanzielle Situation vieler Kommunen unseres Viertel der Einwohner des Landes betragen. Das 
Landes ist dramatisch. Ein Drittel ailer kommuna- Kornmunalisierungsmodell wird auf fünf Jahre 

befristet; es endet also am 31. Dezember 2002. 
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(Al Das Land betritt mit dem Kommunalisierungsmo- Zuständigkeiten in die Verantwortung der Kreise (C). 
dell Neuland. Lediglich das Land Sachsen-Anhalt und kreisfreien Städte gelegt wird. Damit liegt es 
hat in sein Kommunalgesetz am 31. Juli 1997 in der Entscheidungsmacht der ko'mmunalen 
eine solche Klausel aufgenommen, die die Kom- Selbstverwaltung, wie das Gesetz ausgeführt 
munen von der Einhaltung sämtlicher landesge- wird. 
setzlicher Vorschriften zeitlich befristet befreit, In das Gesetz ist eine Evaluationsbestimmung 
wenn die Erfüllung des Gesetzesauftrags sicher- aufgenommen worden: Die Landesregierung wird 
gestellt ist. veroflichtet, nach einem Erfahrungszeitraum von 
Das in Nordrhein-Westfalen vorgesehene Kommu- 
nalisierungsmodell ist dagegen sachlich einge- 
grenzt. Die Teilnahme der Kommunen geschieht 
auf Beschluß der Vertretungskörperschaft. Die 
Teilnahme wird durch den Innenminister per 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Aus- 
schusses für Kommunalpolitik bedarf, begleitet. 

In der Anhörung im kommunalpolitischen Aus- 
schuß werden sich Verfassungsrechtler dazu äu- 
ßern, ob die hier vorgesehene Gesetzeslösung 
auf verfassungsrechtliche Bedenken stößt. Wenn 
der jetzige Entwurf Gesetzeskraft erlangt, besteht 
zumindest für die Koalitionsfraktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die Gewißheit, 
daß die Landesregierung dieses Gesetz ausfertigt, 
da ihm aus unserer Sicht das Verfassungsrecht 
nicht entgegensteht. 

Daran ändert auch nichts, daß uns das Katho- 
( 0 )  lische Büro NRW in einem Brief an den Vorsitzen- 

den der SPD-Fraktion vom 5. September 1997 
zur Kenntnis gibt - ich zitiere aus dem Brief -: 

"Ich darf schon jetzt ankündigen, daß die ka- 
tholischen Träger in jedem Einzelfall, in dem 
sich die Kommunalisierungsverordnung als für 
sie nachteilig erweist, den Rechtsweg be- 
schreiten werden." 

(Ewald Groth [GRÜNEI: Zum Vorteil!) 

Eine weitere wichtige Veränderung stellt Artikel 3 
- Gesetz über den öffentlichen Gesundheits- 
dienst - dar. Dieses Gesetz soll das veraltete Ge- 
setz für das Gesundheitswesen ablösen, das mit 
seinen heutigen Regelungen im wesentlichen aus 
dem Jahr 1934 datiert - ein Jahr, das wir gern 
vergessen möchten. Hier haben die Koalitions- 
fraktionen - im Gegensatz zur Empfehlung der 
kommunalen Spitzenverbände - die Gesetzesin- 
itiative ergriffen. 

fünf Jahren unter Mitwirkung dir kommunalen 
Spitzenverbände dieses Gesetz zu überprüfen und 
den Landtag darüber zu unterrichten. Wir Koali- 
tionsfraktionen sehen dieses Gesetz, das klarere 
rechtliche und Organisationsbestimmungen ent- 
hält, deshalb als geeignet an, gegenüber dem 
bisherigen Rechtszustand die Leistungsfähigkeit 
der Kreise und kreisfreien Städte zu verbessern. 

Artikel 4 des Gesetzentwurfs beinhaltet eine Än- 
derung des Gesetzes über Tageseinrichtungen für 
Kinder, indem die Förderung der Betriebskosten 
sowohl durch das Land als auch durch den Trä- 
ger der öffentlichen Jugendhilfe in Form eines 
Festbetrages für jeden im Kindergartenjahr beleg- 
ten Platz erfolgen soll. Das Nähere wird in einem 
Ausführungsgesetz geregelt. Diese gesetzliche 
Bestimmung wird erst am 1. August 1998 in 
Kraft treten. Somit haben die Koalitionsfraktionen 
noch die Möglichkeit, das Ausführungsgesetz (D) 
unter Beteiligung der Verbände und der Träger 
der Kindertagesstätten zu gestalten. 

Zu jeder Zeit haben wir Sozialdemokraten deut- 
lich gemacht - und unser Koalitionspartner ist da 
nicht anderer Meinung -, daß das Land nicht be- 
absichtigt, die eigene Beteiligung an den Kosten 
der Kindertagesstätten einzuschränken. 

(Beifall der Sylvia Löhrmann [GRÜNEI) 

Im Gegenteil: Das Land Nordrhein-Westfalen hat 
in der Zeit von 1978, ausgehend von 280 Millio- 
nen DM Betriebskostenzuschüssen, bis 1993 die 
Betriebskostenzuschüsse auf 1 Milliarde DM aus- 
geweitet. Das war fast das Vierfache. 1997 er- 
reicht der Landeszuschuß zu den Betriebskosten 
fast 1,6 Milliarden DM, gegenüber 1993 also 
wieder eine Steigerung um rund 50 %. Das sind 
die konsumtiven Ausgaben, die Sie dem Finanz- 
minister vorhalten und bei denen Sie im Grund- 
satz eiaentlich noch mehr fordern wollen. 

In einem Gespräch zwischen dem Innenminister 
und dem Minister für Arbeit, Gesundheit und So- 

(Zuruf der Ruth Hieronymi [CDUII 

ziales konnte für uns abschließend geklärt wer- Für 1998 ist eine Erhöhung um 30 Millionen DM 
den, daß dieses Gesetz keine zusätzlichen Kosten vorgesehen. Zusätzlich werden Investitionsmittel 
verursachen wird, weil der überwiegende Teil der von 200 Millionen DM bereitgestellt. Damit ma- 
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(Ai chen wir deutlich: Das Land Nordrhein-Westfalen 
tu t  alles zur Realisierung des Rechtsanspruchs 
auf einen Kindergartenplatz. 

Nun geschieht jedoch etwas für mich Außerge- 
wohnliches: Die katholischen Bistümer erklärten 
in der zweiten Augusthälfte, daß sie bei Kinder- 
garten einsparen müssen, so zum Beispiel das 
Ruhrbistum 20 Millionen DM. Ich beziehe mich 
hier auf einen Bericht der "WAZ" vom 22. Au- 
gust 1997. Gerade diese Organisation, die selbst 
den eigenen Aufwand kürzen will, greift nun die 
Regierungskoalition in Nordrhein-Westfalen mit 
dem Vorwurf an, das Land NRW wolle Standards 
verschlechtern und Einsparungen zu Lasten der 
Kinder vornehmen. 

(Regina van Dinther [CDUI: Ja, das wird 
auch so kommen!) 

Das Gegenteil ist richtig. Ich wiederhole: Das 
Land setzt nicht weniger Geld für Kindertages- 
stätten in den Haushalt ein, sondern mehr. Mit 
unserer Gesetzesinitiative soll erreicht werden. 
daß nicht "Luft"-Plätze, sondern tatsächlich be- 
setzte Plätze aus öffentlichen Mitteln finanziert 
werden. 

(Zuruf der Ruth Hieronymi [CDUI) 

(8) Wie dies im Detail zu regeln ist, soll gemeinsam 
mit den Verbänden erarbeitet werden, und zwar 
nach Möglichkeit auf Konsensbasis. 

(Regina van Dinther [CDUI: Das Risiko tra- 
gen die Trager!) 

Wir werden der Verkehrung des Engagements in 
den Kindertagesstätten im Interesse unserer Kin- 
der und Familien deutlich widersprechen. 

(Ruth Hieronymi [CDUI: Sie haben keine 
Ahnung! - Regina van Dinther [CDUI: Je- 
denfalls nicht vom Kindergarten!) 

- Frau Hieronymi, ich habe gestern Ihre Kennt- 
nisse zu Kindertagesstätten in der Aktuellen 
Stunde noch registriert. Wissen über die tatsäch- 
lichen Verhttltnisse vor Ort war bei lhnen wohl 
gleich null. Ich habe lhnen ja noch nachgeholfen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf der Ruth Hiero- 
nymi ICDUII 

Artikel 5 des Gesetzentwurfs bringt ein neu ge- 
faßtes Gesetz für die Hilfen für Blinde und Gehör- 
lose. Hier werden Leistungen für Blinde ab dem 
60. Lebensjahr reduziert, soweit diese Leistungen 
ohne Einkommensnachweis erbracht werden. 

Gleichzeitig wird aber die gesetzliche Regelung (Cl 
für Gehörlose neu eingeführt. 

Insgesamt ergibt sich daraus eine finanzielle Ent- 
lastung für die Kommunen von mehr als 40 Mil- 
lionen DM. Wer miterlebt hat, in welch sachli- 
chem Gespräch die Vertreter der Biindenverbände 
diese gegenüber dem Land Baden-Württemberg 
geringere und sozial ausgewogene Kürzung und 
wie dankbar die Vertreter der Gehörlosen, die 
erstmalig zum Ausgleich der durch die Gehörlo- 
sigkeit bedingten Mehraufwendungen eine ge- 
setzliche Hilfe bekommen, dies aufgenommen 
haben, dem fehlen zu den Drohgebärden der ka- 
tholischen Kirche die Worte. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Änderung des Schulfinanzgesetzes bringt für 
die Städte und Gemeinden die Möglichkeit, bei 
den Schülerfahrkosten einen Eigenanteil einzufor- 
dern, soweit die Schülerzeitkarte auch zur son- 
stigen Nutzung der Verkehrsmittel in dem Linien- 
netz berechtigt. Es sei noch einmal klargestellt: 
Die Gemeinden können einen Eigenanteil erhe- 
ben, entscheiden also in kommunaler Selbstver- 
waltung. Die Gegenleistung ist in der Höhe be- 
grenzt. Je nachdem, wie weit die Gemeinden von 
dieser MBglichkeit Gebrauch machen, kann eine 
Entlastung des Gemeindehaushalts in zweistel- (D) 

liger Millionenhöhe angenommen werden. 

Zusätzlich werden einige Gesetze geändert, die 
zur Entlastung beim Verwaltungsaufwand führen. 
Weiter werden etliche Verordnungen geändert, 
die zur Folge haben, daß Entschädigungen an die 
Gemeinden erhöht, Verwaltungskosten einge- 
spart werden und die Verpflichtung zur Leistung 
aufgehoben wird, so zum Beispiel die Verordnung 
über die Gewährung von Jubiläumszuwendungen 
an Beamte und Richter. Das entlastet zusätzlich 
auch den Landeshaushalt. 

Ich fasse zusammen: Dieser Gesetzentwurf gibt 
mit dem Kommunalisierungsmodell den Kreisen, 
Städten und Gemeinden die Möglichkeit, von 
einigen gesetzlichen Bestimmungen für eine be- 
grenzte Zeit befreitzu sein und den Nachweis zu 
erbringen, daß gesetzliche Leistungen anders als 
vom Gesetzgeber vorgeschlagen effizienter er- 
bracht werden können. 

Der zweite Aspekt liegt darin, da13 Gesetze und 
Verordnungen geändert werden oder aufgehoben 
werden, um zu einer Entlastung der Kommunen 
in einer Gr6ßenordnung - ich wiederhole es - von 
150 Millionen DM beizutragen. 
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(Al Wenn ich sehe, wie viele Gemeinden sich auf- Teil gar nicht mehr gegeben ist. - Das bestreiten (C) 
grund der Presseberichterstattung über die Ar- auch unsere Fachpolitikerl-innen durch die Bank 
beitseraebnisse der Koalitionsfraktionen im Vor- weg nicht. - 
feld der parlamentarischen Beratung bereits ge- Bei der Debatte um die Konnexität war gleichfalls 
meldet und Unterlagen angefordert haben, um nicht strittig, daß man den Gemeinden helfen 
beim Kommunalisierungsmodell dabeizusein - in muß. sondern die entscheidende Frage ist, wie 
meinem Büro, bei der SPD-Geschäftsstelle oder man den Gemeinden angesichts der von der Bun- 
direkt beim lnnenminister -, habe ich keinen 

desregierung durch die verfehlte Arbeitsmarkt-, 
Zweifel, daß wir auf dem richtigen Weg sind, die Wirtschafts-, und Steuerpolitik verursachte Krise 
kommunale Selbstverwaltung und die Finanzkraft der öffentlichen Finanzen am besten helfen kann, 
unserer Kommunen zu stärken. die nicht nur auf die Landeshaushalte, sondern 
Ich freue mich auf die anstehenden Beratungen auch auf die kommunalen Haushalte massiv 
mit den Kolleainnen und Kollegen aller Fraktio- durchschlägt. 
nen. Die SPD-Fraktion stimmt ais Mitinitiator der 
Überweisung des Gesetzentwurfs selbstverständ- 
lich zu. - Ich danke für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Präsident Ulrich Schmidt: Schönen Dank, Kollege 
Grevener. - Für die Fraktion BÜNDNIS 901DIE 
GRÜNEN spricht Frau Abgeordnete Löhrmann. 

(Regina van Dinther [CDUI: Daß die GRÜ- 
NEN das mitmachen, kann ich gar nicht 
verstehen!) 

(BI 
Sylvia Löhrmann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es gibt ein sehr schönes Zitat 
in Anlehnung an Erich Fried, das heißt: "Wenn 
wir nichts ändern, bleibt nichts, wie es ist." 

Ich meine, daß dieses Zitat sehr gut zu dem An- 
liegen des heute von den Koalitionsfraktionen 
eingebrachten Gesetzentwurfs zur Stärkung der 
Leistungsfähigkeit der Kreise, Städte und Ge- 
meinden in Nordrhein-Westfalen paßt. Für dieses 
Vorhaben braucht man Verantwortungsbewußt- 
sein, aber auch Risikobereitschaft und Mut. 

Das Zitat ist im übrigen auch ein Leitgedanke von 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und in vielen Wahl- : 

Steigende Soziallasten und wegbrechende Steu- 
ereinnahmen sind hier als die Hauptursachen zu 
nennen. Die Folgekosten der Massenerwerbslo- 
sigkeit - nämlich Armut und Verelendung immer 
größerer Bevölkerungsgruppen - haben die Kom- 
munen und unser Gemeinwesen aufzufangen. Die 
Koalitionsfraktionen haben angekündigt, daß sie 
sich in einem Arbeitsprozeß darangemacht ha- 
ben, Handlungsspielräume für die Kommunen zu 
entwickeln, indem sie Leistungsgesetze des Lan- 
des durchforsten und Einsparmöglichkeiten für 
die Kommunen erarbeiten wollen. SPD und 
BÜNDNIS 901DIE GRÜNEN nehmen damit ihre 
Verantwortung für die Kommunen ernst und han- (D) 
deln, und zwar im Rahmen des Machbaren und 
des Durchsetzbaren. Den Kommunen eigene Ge- 
staltungsfreiheit zu geben, hilft ihnen mehr als 
das am besten gestrickte Konnexitätsprinzip. 

Für meine Fraktion waren für den Arbeitsprozeß 
folgende Leitlinien wichtig: Verwaltungsverein- 
fachung und Entbürokratisierung, soziale Ausge- 
wogenheit der Ergebnisse, insbesondere die Ver- 
meidung einer Belastung kleiner und mittlerer 
Einkommen. 

(Beifall des Ewald Groth [GRÜNEI) 

keine undifferenzierte Freigabe von Standards, 
also kein Oualitätsabbau. 

kämpfen benutzt worden. weil wir angetreten . Vor diesem Hintergrund haben wir etliche zu- 
sind, Dinge zu verändern, zu reformieren und neu nächst in die Prüfung eingebrachte Vorschläge 
zu gestalten. ausgenommen, z. B. die Aufhebung der Lernmit- 
Vor zwei Tagen, bei der ersten politischen Debat- telfreiheit, qualitative Einschnitte in der Kinder- 
te über das GFG, ist ja bei allem Streit über De- gartenfinanzierung. Das wollen BÜNDNIS 901DIE 
tails eines hier von niemandem bestritten wor- GRÜNEN nicht. 
~~~~ ~ 

den: daß nämlich die Finanzsituation der Kommu- Meine Damen und Herren, das Ergebnis dieses 
nen dramatisch ist, daß die kommunale Selbst- Arbeitsprozesses stellen wir Ihnen heute vor. 
verwaltung als eine der Grundsäulen unserer De- 
mokratie gefährdet ist und daß die Handlungs- Ich möchte an dieser Stelle eines vorab betonen: 
fähigkeit der Gemeinden eingeschränkt bzw. zum Wir haben zwischen den Koalitionspartnern von 
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(Al Anfang an ein Konsensprinzip vereinbart. Das 
bedeutet: Nur das, was in beiden Fraktionen eine 
Mehrheit findet, wird Bestandteil des Gesetzent- 
wurfs. Dieses Prinzip und die ausgesprochen kol- 
legiale Zusammenarbeit waren vertrauensbildend 
und haben zu dem Gesamtergebnis sicherlich 
beigetragen. Fraktionsvorstande und Koalitions- 
ausschuß brauchten in dieser Angelegenheit 
nicht zu tagen. Das ist ein gutes Zeichen für die 
Handlungs- und Kompromißfähigkeit der Koali- 
tion. Herzlichen Dank an diejenigen, die dazu bei- 
getragen haben1 

(Beifall des Ministers Dr. Michael Vesper) 

Mein Dank gilt aber auch meiner eigenen Frak- 
tion, den Fachpolitikerinnen und Fachpolitikern. 
Sie haben - wenn auch schweren Herzens - an 
der einen oder anderen Stelle das Vorhaben mit 
auf den Weg gebracht und damit der kommuna- 
len Seite den Rücken gestärkt. Ich hoffe, daß im 
Verlaufe des Beratungsverfahrens weitere Zwei- 
fel ausgeräumt werden können, damit am Ende 
des Jahres alle offensiv zu dem Ergebnis stehen 
kdnnen. 

Wir wollen - um "Die Welt" zu zitieren - "weni- 
ger Vorschriften, mehr Verantwortung für die 
Kommunen". - Die Oberbürgermeisterin der Lan- 

(6) deshauptstadt, Frau Smeets, kommentiert unser 
Vorhaben wie folgt: Endlich wird eine Initiative 
gestartet, die Eigenverantwortung der Kommu- 
nen zu stärken und die Gemeinden finanziell zu 
entlasten. 

Ich sage hier ganz deutlich z. B. für den so sensi- (CI 
blen Bereich des Kindertagestättengesetzes, daß 
eine Beschreibung mit der pauschalen Anhebung 
der Gruppenstärken oder der Erhöhung der Eltern- 
beitrage im Kommunalausschuß des Landtags, 
der für die Zulassung der Kommunen zum Modell 
zuständig ist. keine Zusfimrnung finden wird. Das 
ist kein Konzept. Das ist keine Innovation. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Ruth Hieronymi 
ICDUI: Ha, ha. wenigstens das.) 

Wenn Herr Wilmbusse vom Städte- und Gemein- 
debund das so verstanden hat, hat er das falsch 
verstanden. 

(Ruth Hieronymi [CDUI: Aha0 

Das kann er im Gesetzentwurf nachlesen. Wer so 
argumentiert und als erstes die Freigabe essen- 
tieller Standards wie zum Beispiel der Gruppen- 
stärke reklamiert, tut dem Vorhaben keinen Ge- 
fallen, sondern stärkt vielmehr die Argumentation 
derer, den Gemeinden müsse "von oben" vor- 
geschrieben werden, wie sie ihre Aufgaben im 
Detail zu regeln haben. Als würden die Gemein- 
den nicht selbstverantwortlich und problembe- 
wußt die Ausgestaltung der ihnen übertragenen 
Aufgaben vornehmen! 

Wie erklärt sich denn sonst, daß die Kommunen (D) 

vielfach über die von dem Landes- oder Bundes- 
gesetzgeber vorgegebenen Standards hinausge- 
hen, und zwar auch schon im Kindertagesstätten- 
bereich durch eine zusätzliche Förderung der Trä- 
ger über das GTK hinaus? Als weitere Beispiele 

Mit dem Herzstück des Gesetzes, dem Kommu- sind zu nennen: qualitativ hochwertige Armuts- 
nalisierungsmodell, startet NRW ein einmaliges 

berichte, Initiativen im Migrationsbereich, Ge- 
Reformprojekt mit Perspektive und nimmt damit sundheitskonferenzen und vieles mehr, das über 
mit Sachsen-Anhalt eine Vorreiterrolle für andere 

den gesetzlichen Rahmen hinausgeht. 
Bundesländer ein, die schon ßroßes Interesse - 
signalisiert haben. Beweist nicht zum Beis~iel das öffentliche Ein- - 

treten von ~berstadtdirektoren und Oberbürger- 
Was tun wir mit diesem Kommunalisierungsmo- meistern - egal ob es SPD- oder CDU-Leute sind - 
dell? -Wir stellen als Land einen Teil der Kommu- für Gesundheitsräume für Drogenabhängige, daß 
nen von einigen landesgesetzlichen Regelungen 

das Problembewußtsein und der Handlungswille 
frei, und zwar für einen Versuchszeitraum von vor Ort dazu geführt hätten, den Betroffenen zu 
fünf Jahren. Folgendes ist dabei wichtig: Die helfen? Hier behindern gesetzliche Regelungen 
Pflicht zur Erfüllung einer Aufgabe bleibt nach und ideologische Blockaden in unseligen Debat- 
wie vor bestehen, und zwar mit Qualitats- 

ten das Gegenteil. 
anspruch. Wie aber die Gemeinden diese Pflicht 
im Detail erfüllen, sollen sie selbst entwickeln. Mit unserem Modell setzen wir auf die Kreativität 
Damit dies nicht zu den befürchteten Standard- , und Leistungsfähigkeit vor Ort, selbst in Zeiten 
einschnitten führt, ist festgelegt, daß sich die finanzieller Not. Die Gemeinden haben mit ihren 
Gemeinden mit einem Projektvorschlag und der vielfältigen Modellen zur Verwaltungsstrukturre- 
Beschreibung der Aufgabenwahrnehmung beim form bewiesen, daß sie zu enormen Kraftanstren- 
Innenministerium bewerben müssen. gungen bereit und Landes- sowie Bundesbehör- 
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(Al den weit voraus sind. Es gibt Rückmeldungen aus 
den Kommunen, die sagen: Das ist uns nicht ge- 
nug. Es lohnt sich nicht, sich am Kommunalisie- 
rungsmodell zu beteiligen. 

Ich möchte von dieser Stelle aus daher ausdrück- 
lich den Appell an die Gemeinden richten, sich 
dennoch zu beteiligen. Denn das ist ein erster 
Schritt und ein Angebot. Die Kommunen müssen 
jetzt durch ihre verantwortungsvolle Umsetzung 
dieses Angebots die Grundlage dafür schaffen, 
daß dieser Schritt nicht der letzte bleibt. Überlas- 
sen Sie nicht den Kämmerern das Geschäft, egal 
ob sie in Ostbevern, Solingen oder Wesel sitzen, 
sondern bringen Sie Ihre Kreativität und Problem- 
orientierung in Rat und Verwaltung ein, damit 
unser Versuch zu einem Erfolg wird. 

Andere Länder haben es uns vorgemacht. 
Schweden und Finnland sind ja gerade keine Län- 
der, in denen soziale Standards wie eine qualitati- 
ve Kinderbetreuung und Orientierung an den be- 
sonderen Belastungen der Frauen leichtfertig 
übergangen würden. Im Gegenteil! 

Auf weitere Inhalte und Details des Artikelsgeset- 
zes hat Herr Grevener bereits hingewiesen. Inso- 
fern brauche ich das hier nicht zu wiederholen. 

(B) In der Diskussion der letzten Tage hat ein Ele- 
ment unseres ~esetzentwurfes eine besondere 
Rolle gespielt: die Absicht, die Kindergartenfinan- 
zierung auf eine Pro-Platz-Förderung umzustellen. 
Damit wollen wir vom Grundsatz her mehr Ge- 
rechtigkeit erreichen. Uns ist aber klar, daß eine 
Vielzahl von Besonderheiten und Problemen ge- 
löst werden muß. Diese haben wir zum Teil 
schon in der Begründung genannt. Hervorheben 
möchte ich an dieser Stelle: Besonderheiten der 
örtlichen Trägerstruktur, besondere Finanzbedarfe 
integrativer Gruppen und Probleme von Einrich- 
tungen in sozialen Brennpunkten. Es versteht sich 
von selbst, daß die Vielzahl von Elterninitiativen 
erhalten werden muß. 

Die konkrete Ausgestaltung der Besonderheiten 
wollen wir einem Ausführungsgesetz vorbehal- 
ten, das wir im Detail mit den Verbänden, Kir- 
chen, Initiativen und Fachleuten aus Kommunen 
und Landesbehörden gemeinsam entwickeln wol- 
len und das erst zum 1. August 1998 in Kraft 
treten soll. Die Signale, die wir jetzt von den Ver- 
bänden und auch von .den Kirchen erhalten ha- 
ben, als sie gemerkt haben, daß wir das hier 
nicht schnell durchziehen wollen, ohne alles ab- 

gewogen zu haben, zeigen, daß sie bereit sind, (C) 
sich konstruktiv an diesem weiteren Ausgestal- 
tungsprozeß zu beteiligen. Dafür bin ich sehr 
dankbar. Ich hoffe, daß wir schon vor der Dritten 
Lesung des Artikelgesetzes Klarheit über die ge- 
naue Regelung schaffen werden. 

Jede Systemveränderung schafft Unruhe und 
provoziert Widerstände. Die formulierten Proble- 
me und Ängste sind verständlich und müssen 
ernstgenommen und ausgeräumt werden. Leider 
hat die Diskussion, die der Referentenentwurf 
des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und So- 
ziales zur Anhebung der Elternbeiträge ausgelöst 
hat, eine sachliche Auseinandersetzung mit dem 
heute eingebrachten Gesetzentwurf nicht gerade 
erleichtert. 

(Antonius Rüsenberg [CDUI: Das müssen 
Sie Herrn Horstmann sagen!) 

- Der ist ja auch hier und hört zu. 

(Ruth Hieronymi [CDUI: Der wußte von 
dem Antrag nichts, der Minister Horst- 
mannl) 

Inzwischen ist doch wohl klar geworden, daß das 
eine mit dem anderen nichts zu tun hat. 

Die im heute zu beratenden Artikelgesetz enthal- (0) 
tenen Vorgaben, das Kommunalisierungsmodell 
und die Umstellung auf die Pro-Platz-Finanzie- 
rung, verursachen keinerlei Mehrkosten für die 
Eltern. Das Land will und muß die gleichen Mittel 
für die Kindergartenfinanzierung bereitstellen wie 
bisher, Auch darauf hat Herr Grevener hingewie- 
sen. 

Ich bin sicher, daß es uns gelingt. mit der Reform 
der Kindergartenfinanzierung dazu beizutragen, 
ein effizientes bedarfsgerechtes und pädagogisch 
hochwertiges Kinderbetreuungsangebot zu si- 
chern und auszubauen. Wenn wir nichts ändern, 
bleibt nichts, wie es ist. 

Meine Damen und Herren, meine Fraktion hält die 
getroffenen Entscheidungen vor dem Hintergrund 
einer Gesamtverantwortung für Landes- und 
Kommunalfinanzen für notwendig, tragfähig und 
auch für sozial ausgewogen. Ich bin gespannt auf 
den Beitrag der CDU und möchte die Kolleginnen 
und Kollegen der CDU ausdrücklich einladen, sich 
kritisch und konstruktiv am Prozeß zu beteiligen: 
im Sinne des gemeinsamen Ziels, die Kommunen 
unseres Landes handlungsfähig zu erhalten, ihre 
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(Ai  Spielräume zu erweitern, damit die kommunale 
Selbstverwaltung gestärkt wird. - Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten 
der SPD) 

Präsident Ulrich Schmidt: Herzlichen Dank, Frau 
Kollegin Löhrmann. - Für die CDU-Fraktion spricht 
der Abgeordnete Leifert. 

(Peter Bensmann [CDUI: Jetzt geht es aber 
losl) 

Albert Leifert (CDUI: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Leistungsfähig- 
keit der Kreise, Städte und Gemeinden in unse- 
rem Lande insbesondere in finanzieller Hinsicht zu 
verbessern und zu stärken $owie unnützes und 
die kommunale Selbstverwaltung behinderndes 
Gesetzes -und Verordnungsgestrüpp zu beseiti- 
gen, das ist ein lobenswertes Unterfangen, wenn 
es denn für Kommunen tatsächlich positive Wir- 
kungen zeigt. 

135 Städte und Gemeinden - mehr als ein Drittel 
im Lande - müssen ein Haushaltssicherungskon- 
zept aufstellen und stehen unter Kuratel der 

(0 )  Kommunalaufsicht, können kommunale Selbst- 
verwaltung faktisch nicht mehr durchführen. Dar- 
über hinaus können viele Städte und Gemeinden 
nur durch Veräußerung von Immobilien und ande- 
ren Vermögensteilen - genannt Tafelsilber - ihren 
Haushalt ausgleichen. 60 % der Gemeinden in 
Nordrhein-Westfalen weisen im Jahre 1997 kei- 
nen strukturell ausgeglichenen Haushalt auf. Die 
finanzielle Lage der Kommunen ist dramatisch, ja 
teilweise katastrophal. Abbau von Standards, 
gesetzlichen Verpflichtungen, belastenden Ver- 
waltungsabläufen, unnützen und einengenden 
Verordnungen und vielem anderen mehr ist drin- 
gend notwendig. Darüber gibt es in diesem Hau- 
se keinen Streit. 

Der Verfall der kommunalen Selbstverwaltung, 
der unüberhörbare Notruf der Kommunen berührt 
uns alle. Wir alle sollten also darangehen, die 
Kommunen zu entlasten. 

Bei diesem lobenswerten Unterfangen ist jedoch 
dringend zu beachten: 

1. Entlastungen dürfen nicht nur auf dem Papier 
stehen, sondern sie müssen auch tatsächliche 

Verbesserungen in den Gemeindekassen bringen. (C) 
Reine Augenwischerei ist nicht zu dulden. 

(Beifall bei der CDUl 

2. Umstrukturierungen dürfen nicht dazu führen, 
bisherige Landesförderungen für die Kommunen 
einzuschränken. Landesregierung und Koalition 
dürfen sich auf diesem Weg nicht klammheimlich 
aus ihrer finanziellen Verantwortung stehlen. 

(Beifall bei der CDUI 

3. Der Verwaltungsaufwand in den Kommunen 
darf durch neue Verordnungen und Gesetze - so 
auch nicht durch dieses Gesetz - über Gebühr 
und nicht ohne finanziellen Ausgleich erhöht wer- 
den. Zum Schaden der Kommunen haben Sie ja 
leider die Aufnahme des Konnexitätsprinzips 
- keine neue Aufgaben und Belastungen für die 
Kommunen ohne entsprechenden finanziellen 
Ausgleich, in die Landesverfassung - abgelehnt. 

4. Regelungen, die lediglich zu Gebührenerhöhun- 
gen für die Bürgerinnen und Bürger führen und 
keine Entlastung von Aufgaben und Kosten für 
die Kommunen bringen, sind entschieden abzu- 
lehnen. 

(Beifall bei der CDU) 

An diesen Vorgaben muß der vorliegende Gesetz- ID) 
entwurf eingehend geprüft werden. Hält er, was 
er verspricht? Bringt er dauerhafte Entlastung für 
die Kommunen? Bringt er nicht gleichzeitig über- 
proportionale zusätzliche Belastungen für die Bür- 
gerinnen und Bürger, die unter öffentlichen Abga- 
ben ächzen und fast am Ende ihrer Leistungsfä- 
higkeit sind? Sind die neuen Bestimmungen An- 
laß für mehr oder weniger zusätzlichen bürokrati- 
schen Aufwand in den Kommunen? Werden mög- 
lichst viele Kommunen entlastet oder nur einige 
wenige? 

Diese Fragen verlangen eine sehr differenzierte 
Betrachtung einer jeden einzelnen Bestimmung 
dieses aus vielen verschiedenartigen Teilen beste- 
henden Gesetzentwurfes. 

Der Entwurf besteht aus drei wichtigen Abschnit- 
ten: erstens dem Modellversuch, zweitens der 
Änderung bestehender Gesetze und drittens der 
Aufhebung beziehungsweise Änderung von Ver- 
ordnungen. 

Meine Damen und Herren! Modellversuche sind 
dann richtig und wichtig, wenn komplizierte 
Sachverhalte in der Praxis über mehrere Jahre in- 
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(Al tensiv untersucht werden müssen und nur so ' fällen und öffentlichen Notständen. Meine Damen (C) 
langfristig sichere, vernünftige Gesetzesänderun- und Herren! Die Änderung ist als Versuch über- 
gen bewirkt werden können. Langjährige Versu- flüssig. Wir sind der Auffassung, alle Gemeinden 
che über Selbstverständlichkeiten sollte man müssen ab sofort selbst entscheiden dürfen, ob 
nicht anstellen. sie eigene Bedienstete oder ~r iva te  Sachverstän- 

Modellversuche müssen aber auch so angelegt 
werden, wenn sie denn schnelle Hilfe für die 
Kommunen bringen sollen, daß möglichst alle 
positiven Ergebnisse für alle Gemeinden schne!l 
wirksam werden können. Denn die finanzielle 
Not. meine Damen und Herren, ist zum jetzigen 
Zeitpunkt und in allen Gemeinden in Nordrhein- 
Westfalen übergrqß. Jetzt und sofort muß allen 
Kommunen im Lande geholfen werden. 

Der Modellversuch, wenn man ihn näher ansieht, 
wie Sie ihn jetzt angehen, und die zeitliche Ab- 
grenzung des Versuches können allerdings leicht 
die Vermutung aufkommen lassen, daß Sie mit 
diesem Vorhaben die Kommunen im Lande über 
die Wahljahre ruhigstellen wollen. Hoffentlich 
stimmt diese Vermutung nicht! 

(Walter Grevener ISPDI: Sie stimmt nicht!) 

- Ich bin da nicht so sicher. 

Jetzt komme ich zu den einzelnen Abschnitten 
des Versuchs. 

(B) 
Die Gemeinden sollen beim Straßenreinigungs- 
gesetz zum einen versuchsweise von der Ver- 
pflichtung befreit werden, Gebühren überhaupt 
erheben zu müssen. Zum anderen soll den Ge- 
meinden die Möglichkeit eingeräumt werden, 
statt bisher 75 % 100 % der Kosten als Gebüh- 
ren von den Bürgern zu erheben. Im zweiten Fall 
kann man nur sagen: Gebührenerhöhung statt 
Aufgabenentlastung - das scheint nicht der richti- 
ge Weg für einen Modellversuch. 

Wesentlich besser wäre es, das Straßen- 
reini6ungsgesetz in seiner jetzigen Form insge- 
samt und sofort gesetzlich zu ändern und ledig- 
lich zu regeln, daß Gemeinden entweder Straßen- 
reinigung im gesamten Gemeindegebiet oder in 
einzelnen Teilen des Gemeindegebietes durch- 
führen können und dafür Gebühren nach dem 
KAG erheben dürfen oder zum anderen die Stra- 
ßenreinigungspflicht auf die Anlieger übertragen 
können. Punkt, Schluß, aus - dafür brauchen wir 
keinen Versuch. 

(Beifall bei der CDU) 

Der zweite Punkt betrifft das Gesetz über den 
Feuerschutz und die Hilfeleistung bei Unglücks- 

dige kt dieser Aufgabe beirauen. Alle Gemein- 
den sind dazu durchaus in der Lage. 

~r i t tLns:  GTK - Gesetz über Tageseinrichtungen 
für Kinder. Gruppengrößen - so ist es auch ge- 
sagt und geschrieben worden - sollen vom Mo- 
dellversuch unberührt bleiben. Die Schelte auf 
meinen ehemaligen Landtagskollegen Wilmbusse 
ist hier, Frau Löhrmann, völlig überflüssig. Wir 
haben uns sicherlich in diesem Hause oft gestrit- 
ten; aber er ist ein exzellenter Kenner der Materie 
und ein ausgezeichneter Vertreter der Interessen 
der Städte und Gemeinden in diesem Lande. 

(Beifall bei der CDU - Ewald Groth [GRÜ- 
NE]: Nur von Kindergärten versteht er 
nichts!) 

Meine Damen und Herren! Gruppengrößen sollen 
unberührt bleiben. Aber mit dem Modellversuch 
scheint sich das Land von der unangenehmen 
Aufgabe, Gebühren landesweit festsetzen zu 
müssen, entlasten zu wollen. Der eigentliche 
Zweck des Ganzen scheint zu sein, die unange- 
nehme Gebührenfestsetzung nach unten zu dele- (D) 
gieren und gleichzeitig durch die Umstellung der 
Förderung nach Artikel 4 des Gesetzentwurfes 
auf Dauer die Landesförderung für Kindergärten 
zu mindern. Wir werden darauf noch näher einge- 
hen. 

Viertens: Sammlungsgesetz. Meine Damen und 
Herren! Allen Kommunen sollte ab sofort freige- 
stellt werden, Prüfungen nach dem Sammlungs- 
gesetz zur Gefahrenabwehr nach eigenem pflicht- 
gemäßen Ermessen durchzuführen. Dafür benöti- 
gen wir überhaupt keinen Modellversuch. 

Fünftens: Lernmittelfreiheitsgesetz. Das Thema 
Lernmittelfreiheit ist für die Kommunen wie für 
die Eltern wichtig. Es muß aufgegriffen werden, 
allerdings wesentlich grundsätzlicher, als es im 
vorliegenden Gesetzentwurf geschehen ist. Reine 
Änderungen im Verwaltungs- und Beitragserhe- 
bungsablauf genügen kaum den Entlastungsan- 
sprüchen der Städte, Gemeinden und Kreise. Im 
weiteren Verfahren sollte unbedingt erörtert wer- 
den, ob die geplanten Entlastungen greifen und 
ausreichend sind. 

Die Umstellung der Eigenbeschaffung von Lern- 
mitteln durch die Eltern auf Sammelbeschaffung 
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(Al durch die Schulen und die Weiterverwendung der 
Lernmittel für mehrere Jahre halte ich bei einer 
angemessenen Beitregserhebung durch den 
Schultrager durchaus für sinnvoll. Aber, meine 
Damen und Herren, letztendlich wird in diesem 
Bereich mit einem Versuch an Marginalien her- 
umgedoktert. 

Sechstens: das Weiterbildungsgesetz. Die Ver- 
än*rungen in der Weiterbildung zur Entlastung 
der Kommunen sind ebenfalls marginal. Lediglich 
im Versuch soll die bisherige Verpflichtung zur 
Vorlaae eines Weiterbildungsentwicklungsplanes 

Diese meine Meinung scheint genau richtig zu (Cl 
sein. Es ist die Einigung auf den kleinsten ge- 
meinsamen Nenner dieser Koalition. Und das ist 
zu wenig! 

(Zuruf des Ewald Groth [GRÜNEII 

Nun zum zweiten Abschnitt, meine Damen und 
Herren, den Gesetzesänderungen. 

In den Artikeln 1, 7, 8, 9 und 10 sehen wir über- 
haupt keine Probleme. Wir werden die Einlassung 
der Sachverständigen bei der Anhörung abwar- 
ten. - - - ~ 

enifallen. Das war's. Das sind Peanuts. Selbst Zweitens: Gesetz über den öffentlichen Gesund- 
die Miiirkungsrechte nach dem Landespersonal- heitsdienst. Hier wird im Gesetzentwurf ein völlig 
vertretungsgesetz bleiben unberührt. neues Geseiz über den öffentlichen Gesundheits- 
Meine Damen und Herren! Die Verhältnisse und dienst vorgestellt. Ob es Erleichterungen für die 
Bedürfnisse im Lande sind außerordentlich unter- Kommunen bringt, ist fraglich; dies bleibt ernst- 
schiedlich. Deshalb sollten wir ab sofort allen haft zu prüfen. 
Kommunen von Landesseite weit mehr Freiheit 
bei der Aufgabenerfüllung in Sachen Weiterbil- 
dung geben. Vereinfachen wir das Gesetz also ab 
sofort für alle Kommunen radikal in dem Sinne, 
daß die Kommunen die Aufgaben nach eigenem 
Ermessen unter Beibehaltung der Landesförde- 
rung in bisheriger Höhe ohne jede weitere Aufla- 

Insbesondere werden wir kritisch nachfragen, ob 
die den Kreisen und kreisfreien Städten aufge- 
gebene Gründung von Gesundheitskonferenzen 
überhaupt dringend notwendig ist und einen Bei- 
trag zur Verwaltungsvereinfachung und zum Bü- 
rokratieabbau darstellt. 

ae durchführen können1 Drittens. Gesetz über Tageseinrichtungen für Kin- - 
(B) (Beifall bei der CDU) der: Die Änderungen sollen angeblich der größe- (D) 

ren Fördergerechtigkeit und Fördergenauigkeit 
Siebtens: Vermessungskatastergesetz. Der Ver- dienen. ~ i ;  werden im weiteren verlauf dieser 
such ist überflüssig. Ermächtigen wir sofort alle Debatte mit dem Beitrag des Kollegen Rüsenberg 
kommunalen Gebietskörperschaften, nach eige- darauf noch näher eingehen. 
nem Ermessen Anträge auf Vermessungen an Viertens. Landesblindengeldgesetz: Mit dem vor- 
öffentlich bestellte Vermessungsingenieure zu liegenden Gesetzentwurf beabsichtigt die rot-grü- 
verweisen. Das können die vor Ort viel besser ne Koalition in Artikel 5 eine Änderung des Lan- 
entscheiden als wir in Düsseldorf. desblindengeldgesetzes mit dem Ziel, das Landes- 
Achtens. Das gleiche gilt auf dem Gebiet des 
technischen Umweltschutzes. 

Meine Damen und Herren! In vielen Fällen des 
Modellversuches nach Artikel 1 des Gesetzent- 
wurfes - ich habe es Ihnen aufgezeigt - ist der 
Versuch überflüssig. Sofortige Freistellung und 
Erleichterung für alle Kreise, Städte und Gemein- 
den werden notwendig. Der Versuch mit 25 % 
der Einwohner unseres Landes erfüllt die berech- 
tigten Ansprüche der Kommunen nicht, greift zu 
kurz und ist in vielen Teilen doch nur eine Beruhi- 
gungspille. In weiten Bereichen scheint die Eini- 
gung auf diesen Modellversuch lediglich ein fau- 
ler Koalitionskompromiß. Frau LBhrmann hat das 
hier sehr plastisch und ausführlich dargelegt. 

b~inden~eldfür~etroffene ab dem 60. Lebensjahr 
um 13 % abzusenken. 

Meine Damen und Herren, die Fürsorge für unse- 
re blinden Mitbürgerinnen und Mitbürger auch im 
Alter ist ein besonders empfindsames Thema. 
Damit sollten wir alle besonders behutsam umge- 
hen. Nach unserer Auffassung stellt das Landes- 
blindengeld einen Nachteilsausgleich für Men- 
schen dar, die von Geburt an oder durch Unfall 
und Krankheit vom Schicksal besonders schwer 
getroffen sind. Nichtsehenkönnen ist eine für uns 
Sehende unvorstellbar schwere Behinderung und 
mit anderen kaum zu vergleichen. 

Der bisher nicht aus Landesmitteln, sondern aus 
Gemeindegeld des GFG gewährte Ausgleich ist 
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(Al nicht besonders großzügig bemessen. Einer Ver- 
ringerung zu Lasten älterer blinder Menschen ste- 
hen wir skeptisch gegenüber. Auch die Aufnah- 
me einer Hilfe für Gehörlose in den Gesetzent- 
wurf ändert daran nichts. Im Verlauf der Beratun- 
gen werden wir Ihr sozial schwer verständliches 
Vorhaben äußerst kritisch prüfen. 

Fünftens. Schulfinanzgesetz, Artikel 6: Die Schü- 
lerfahrtkosten, meine Damen und Herren, sind im 
Vergleich von 1993 zu 1995 um insgesamt 
9.2 % gestiegen. Diese Fahrtkosten entstehen 
durch ausgegebene Fahrkarten für den OPNV und 
durch den direkten Schulbusverkehr. Die Kosten 
zum ersten fallen insbesondere in den größeren 
Städten, die zum zweiten vor allem im ländlichen 
Raum an. Die Fahrkarten des ÖPNV für Schüler 
gelten elf Monate mit Ausnahme des Monats in 
den Sommerferien. Eine Beteiligung an den Ko- 
sten für eine eventuglle Nutzung für Privatfahrten 
von 20 DM pro Monat bzw. 220 DM pro Jahr 
scheint in dem Fall angemessen zu sein. 

Der dritte Abschnitt beschäftigt sich mit den die 
Kommunen betreffenden Verordnungen des Lan- 
des. Jetzt wird es interessant. Da haben wir er- 
stens die Änderung von Verordnungen. Diese 
sehen wir nach dem ersten Augenschein, den wir 

(B) nehmen konnten, im wesentlichen als unproble- 
matisch an. Ausdrücklich wird von uns die Erhö- 
hung des Kostenbeitrags für die Betreibung von 
Rundfunkgeräten von 17 auf 45 DM pro Fall be- 
grüßt. 

Dann allerdings kommen wir -zweitens - zu dem 
Abschnitt "Aufhebung von Verordnungen", Arti- 
kel 13. In diesem Fall hat ja nun die rot-grüne 
Koalition ganze Arbeit geleistet. 

(Beifall bei der CDU) 

Ich weiß nicht, wie viele die Kommunen betref- 
fenden Verordnungen es in Nordrhein-Westfalen 
gibt. Es werden wohl mehr als 1 000 sein. Bei 
der Aufhebung von Verordnungen hat nunmehr 
der rot-grüne Koalitionsberg gekreist und ein so 
winziges Mäuschen geboren. Insgesamt sieben 
Verordnungen werden aufgehoben, davon allein 
drei zur Bekämpfung der Dasselfliege. Das sind 
die Nummern 4 bis 6. Da wundert sich ja der 
Kenner in diesem Land. Mit der Dasselfliege tun 
sich ja Landesregierung und Koalition schon lan- 
ge schwer. Jahrelang hat uns der ehemalige Um- 
weltminister Matthiesen glauben machen wollen, 
die Verordnung gäbe es gar nicht mehr. Nun wer- 

den endlich ihrer drei zum Thema Dasselfliege (Cl 
abgeschafft. 

Sieben Verordnungen werden aufgehoben, aber 
gleichzeitig werden - wie die Landtagsdrucksa- 
chen zeigen - zur Zeit ständig neue Verordnungen 
geschaffen. Das nennt der Kollege Grevener dann 
den Tag der kommunalen Selbstverwaltung. Und 
Frau Löhrmann nennt das "Entbürokratisierung". 
Zu Artikel 13 kann man nur anmerken: Viel Lärm 
um nichts. Mit diesem Teil des Gesetzentwurfs 
verkauft Herr Matthiesen den Kommunen - nun 
als Fraktionsvorsitzender - tote Dasselfliegen als 
Rosinen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, ein wirkungsvolles 
Gesetz zur Stärkung der Leistungsfähigkeit der 
Kommunen ist und bleibt ein lohnender Auftrag 
an alle Politiker im Land. Der vorliegende Gesetz- 
entwurf entspricht den hohen Erwartungen, die 
an ihn gestellt werden, bei näherer Betrachtung 
wohl kaum. 

In der Summe sollen die Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen um 150 Millionen DM pro 
Jahr - nach den eigenen Angaben der Koalition, 
das ist ja noch zu prüfen - entlastet werden. Die- 
se Entlastung ist ins Verhältnis zu setzen zu und (,-,) -- 

zu messen an den Leistungen, die das Land den 
Kommunen seit Jahren verweigert bzw. weiter 
verweigern wird. Eine Kostenerstattung von 
220 Millionen DM pro Jahr verweigert das Land 
den Gemeinden für die Unterbringung, Versor- 
gung und Betreuung von Asylbewerbern wegen 
der unzureichenden Leistungsfrist von vier Mona- 
ten nach rechtskräftigem Ablehnungsbescheid. 
Die tatsächliche Aufenthaltsdauer beträgt seit 
langem schon mehr als 23 Monate. Meine Damen 
und Herren von der Koalition, kommen Sie in die- 
sem Fall endlich Ihren Pflichten gegenüber den 
Städten und Gemeinden nach! 

200 Millionen DM pro Jahr wird die Gemeinden 
das Auslaufen der Kostenregelung für die 
Bosnien-Flüchtlinge ab dem 1. Januar 1998 ko- 
sten. Meine Damen und Herren von der Koalition, 
verlängern Sie diese Frist schnellstens, wenn Sie 
glaubwürdig bleiben wollen! 

(Beifall bei der CDU) 

Fazit ist: Rund 150 Millionen DM an fraglicher 
Entlastung durch diesen Gesetzentwurf stehen 
420 Millionen DM verweigerter Zahlungen des 



(Albert Leifert [CDUII 

(Al Landes gegenüber. Der Vergleich muß der Ehr- ' Gesetzgebungsorgan damit tut, auf Gesetzge- (Cl 
lichkeit halber gezogen werden. bung zu verzichten. 

Kommen Sie also Ihren Verpflichtungen gegen- (Beifall bei SPD und GRÜNEN) 
über den Kommunen in den angeführten Fragen 

Jeder von uns ist Parlamentarier, weil er gestal- 
nach. Tun Sie dies nicht unverzüglich, bleibt Ihr ten will, und gestalten heißt für ein Parlament in 
Unterfangen, mit dem vorliegenden Gesetzent- 

erster Linie, gesetzliche Regelungen zu schaffen 
wurf die Leistungskraft der Gemeinden zu stär- - nicht der Gesetzgebung wegen, sondern um der 
ken, lediglich ein unzureichendes Almosen und 

Inhalte willen. Wer einem Gesetzentwurf im Par- 
eine nur im ersten Augenblick süße Beruhigungs- iament zustimmt, tut dies, weil er von der Not- 
pille. 

wendigkeit und der Richtigkeit des Entwurfs 
Die negativen Aspekte dieses Gesetzentwurfs 
beseitigen und die nicht übermäßig vielen positi- 
ven vertiefen - daran werden wir intensiv mit- 
arbeiten. - Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

Prlisldent Ulrlch Schmldt: Vielen Dank, Kollege 
Leifert. - Für die Landesregierung erteile ich dem 
Herrn lnnenminister Kniola das Wort. 

FranzJosd Knlola, Innenminister: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Der Gesetzentwurf, 
den die beiden Koalitionsfraktionen heute auf den 
parlamentarischen Weg gebracht haben, ist ein 

(81 recht anspruchsvolles Vorhaben. Es geht hier 
nicht nur darum, durch Streichung gesetzlicher 
Standards die kommunale Selbstverantwortung 
zu stärken; es soll vielmehr erstmals und ohne 
Vorbild in der Gesetzgebungsgeschichte der Bun- 
desrepublik Deutschland der großflächige Ver- 
such gestartet werden, Alternativen in der Erledi- 
gung öffentlicher Aufgaben dadurch zu ermitteln, 
daß auf die einheitliche Anwendung von Landes- 
recht verzichtet und' damit den Kommunen die 
Freiheit zum Experiment gegeben wird. 

(Beifall bei der SPD - Klaus Matthiesen 
[SPDI: Das müßte der CDU eigentlich ge- 
fallen!) 

Für die Landesregierung begrüße ich dieses Vor- 
haben ausdrücklich. Es unterstreicht das Bündel 
von Maßnahmen, mit dem Landtag und Landes- 
regierung seit vielen Jahren deutlich machen, wie 
sehr sie sich für die kommunale Entscheidungs- 
freiheit einsetzen. 

Dennoch will ich nicht verhehlen, daß der Ge- 
setzentwurf mich auch nachdenklich stimmt. Sei- 
ne Notwendigkeit und seine Sinnhaftigkeit stehen 
für mich außer Zweifel. Die Praxis in den Parfa- 
menten zeigt tagtäglich, wie schwer sich jedes 

- 

überzeugt ist. Gesetzgebung ist kein Selbst- 
zweck. Für jede Regelung gab und für die mei- 
sten gibt es einen guten Grund. 

Das Ergebnis aber ist ein über Jahrzehnte ge- 
wachsenes Regelungsgeflecht, das trotz aller 
guten Absichten die Kreise, Städte und Gemein- 
den in ihrem Recht auf Selbstverwaltung erheb- 
lich einschränkt. Diese Entwicklung läßt sich völ- 
lig unabhängig vom politischen Farbenspiel über- 
all feststellen. 

An dieser Analyse setzt der eingebrachte Gesetz- 
entwurf an. Er ist so etwas wie eine Ultima ratio 
und will dieses Regelungsgeflecht durchbrechen, 
indem er auf fünf Jahre befristet Modellversuche 
ermöglicht, durch die in den teilnehmenden Kom- 
munen erprobt wird, inwiefern sie in der Lage (D) 
sind, die ihnen übertragenen Aufgaben effizienter 
und kostengünstiger zu erfüllen, ohne daß die 
Qualität der Aufgabenerfüllung hierunter leidet. 

(Beifall bei der SPD - Klaus Matthiesen 
[SPDI: Sehr richtig!) 

Verfassungsrechtlich wie auch verfassungspoli- 
tisch ist der Gesetzentwurf absolutes Neuland. 
Anders als die Experimentierklausel in § 126 der 
Gemeindeordnung, die nur den internen und orga- 
nisatorischen Bereich der Kommune betrifft, kann 
die Kommunalisierungsklausel in Artikel 1 des 
jetzigen Gesetzentwurfs unmitielbare Auswirkun- 
gen auf den einzelnen Bürger haben. 

Deshalb werden in den kommenden Monaten 
sicherlich Stimmen zu hören sein, die die politi- 
sche Legitimität dieses Teils des Gesetzgebungs- 
vorhabens bestreiten. Damit werden wir uns aus- 
einandersetzen müssen. 

Daneben wird es auch Stimmen geben, die die 
verfassungsrechtliche Zulässigkeit des Vorhabens 
in Zweifel ziehen. Wir werden auch diese Diskus- 
sion führen, damit am Ende des Gesetzgebungs- 
verfahrens ein Gesetz herauskommt, das in recht- 
licher wie in politischer Hinsicht überzeugt. 
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(Al Ohne ein rechtlich und politisch überzeugendes 
Gesetz sind keine überzeugenden Modellversuche 
denkbar. Es wird also an uns liegen, die Voraus- 
setzungen dafür zu schaffen, daß die Freiheit 
zum Experiment zu der großen Chance der Kom- 
munen wird, ein Stück Selbstverantwortung zu- 
rückzugewinnen. 

Mi t  den weiteren Artikeln des Gesetzentwurfs 
werden Gesetze und Verordnungen, die die Krei- 
se, Städte und Gemeinden zu Leistungen ver- 
pflichten oder die aufwendige Verwaltungsver- 
fahren in den Kommunen erfordern, geändert 
oder ganz aufgehoben. Auch diese Teile des Ge- 
setzentwurfs dienen weitestgehend der Zielset- 
zung, die finanzielle Leistungskraft der Kreise, 
Städte und Gemeinden durch Entlastung von ko- 
stenwirksamen Vorgaben zu stärken. 

Sie schaffen damit zugleich erweiterte Möglich- 
keiten für selbstverantwortliche kommunalpoliti- 
sche Gestaltung. Entscheidungen, die bisher lan- 
desweit verbindlich durch den Gesetzgeber ge- 
troffen worden waren, können in Zukunft von 
den Kommunalparlamenten vor Ort in eigener 
Verantwortung getroffen werden. Die durch Ab- 
bau und Änderung gesetzlicher Vorgaben freiwer- 
denden Finanzmittel erweitern den Handlungs- 

(B) spielraum in anderen Feldern der kommunalen 
Politik. 

Über die Einzelheiten der Regelungen dieses Ge- 
setzentwurfs und über mögliche Alternativen 
werden wir uns in den Ausschußberatungen zu 
unterhalten haben. Dabei werden die Auffassun- 
gen der Spitzenverbände und sonstigen Beteilig- 
ten, die zu den einzelnen Artikeln des Gesetz- 
entwurfs vorgetragen werden, vom Parlament 
sorgfältig abzuwägen sein. 

Wenn die Kommunen durch einen Akt des Ge- 
setzgebers von Aufgaben und Kosten entlastet 
werden sollen, bringt dies natürlich für die Nutzer 
kommunaler Einrichtungen und die Empfänger der 
von den Kommunen zu erbringenden Leistungen 
in gewissem Umfang Einschränkungen mit sich. 
Die Landesregierung hält diese Einschränkungen 
nicht nur vor dem Hintergrund der äußerst 
schwierigen finanziellen Lage der Kommunen ins- 
gesamt für vertretbar und sozialverträglich. 

verbundene Belastung der öffentlichen Haushalte (C) 
nachgedacht. Keine Landesregierung und kein 
Parlament wird gesetzliche Leistungen ohne Not- 
wendigkeit einschränken, schon weil das für ihr 
Ansehen beim Wähler schädlich sein kann. Aber 
auf lange Sicht ist es schädlicher, trotz der er- 
kannten und vielfach beschriebenen Probleme die 
notwendigen Konsequenzen nicht zu ziehen. 

Daß die Finanzlage der Kommunen auch in den 
anderen Ländern der Bundesrepublik ähnlich 
schwierig ist, darf uns nicht davon abhalten, da, 
wo wir die politische Verantwortung tragen, 
durch geeignete Maßnahmen gegenzusteuern. 
Dieser Gesetzentwurf kann hierzu einen wichti- 
gen Beitrag leisten. Die Kommunen sind aufge- 
fordert, die verbesserten Handlungsmöglichkei- 
ten, die das Artikelgesetz ihnen bieten wird, in- 
tensiv zu nutzen. 

Ich wünsche mir intensive und konstruktive Bera- 
tungen in den Ausschüssen, wie Sie sie auch, 
Herr Kollege Leifert, angedeutet haben. Und, Herr 
Kollege Leifert, wenn Sie hier insbesondere Arti- 
kel 13 des Gesetzentwurfs angesprochen haben 
- Sie wissen ja, wir sind in Düsseldorf - ich bin 
gespannt, welche zusätzlichen Verordnungen Sie 
noch zur Streichung vorschlagen werden. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) (D) 

Präsident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Herr Mini- 
ster Kniola. - Für die CDU-Fraktion spricht der 
Abgeordnete Rüsenberg. 

Antonius Rüsenberg (CDU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Der hier zur 
Beratung anstehende Gesetzentwurf von SPD 
und GRÜNEN beinhaltet gravierende Veränderun- 
gen des Gesetzes über Tageseinrichtungen für 
Kinder und hat inzwischen landesweit zu einer 
äußerst kontroversen Diskussion geführt. War- 
um? Nicht nur wegen der politischen Zielsetzung 
und der politischen Inhalte, sondern auch wegen 
der Art und Weise, wie hier in der Sache vorge- 
gangen wird. 

Meine Damen und Herren, das muß man sich 
doch "reinziehen": Da kommt Minister Horstmaon 

Mit einem Gesetzgebungsvorhaben wie diesem und bringt einen Referentenentwurf mit wichti- 
ist natürlich die Kritik der Betroffenen program- 

gen Veränderungen des GTK auf den Weg. Da 
miert. In der Öffentlichkeit wird zumeist in erster werden die Trägerverbände zu einer Anhörung ins 
Linie die durch ein Gesetz gewährte Leistung ge- MAGS geladen. Dort erkennen sie plötzlich, daß 
sehen und erst in zweiter Linie über die damit ein sehr wichtiger Bestandteil des GTK, bei dem 
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(Al einschneidende Veränderungen zu erwarten sind, 
nämlich die Neuregelung der Betriebskostenfinan- 
zierung, überhaupt nicht zur Debatte steht. 

Ich habe nichts gegen Artikelgesetz und 
Kommunalisierungs- und Experimentierklausel; 
aber den anderen Bereich, nämlich die grundsätz- 
lichen Veränderungen der Betriebskosten, hätte 
man, Herr Minister, im Rahmen der Novellierung 
des GTK insgesamt mit auf den Weg geben kön- 
nen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich verstehe den Protest der Trägerverbände. Das 
hat es noch nie gegeben, daß eine formelle An- 
hörung ohne Ergebnis verläuft. Das isteine Kon- 
zeptionslosigkeit, Herr Minister, die durch nichts 
mehr zu überbieten ist! 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Löhrmann von den GRÜNEN hat es ja be- 
klagt. Offenbar hat Minister Horstmann keine 
Kenntnis davon gehabt, Herr Grevener. was Sie 
in der Kommission als Ergebnis beraten haben. 
Oder die SPD hat ihrem eiaenen Fachminister in 

und Verordnungen beruhenden Vorgaben des (C) 
Landes dann zurückgenommen werden. 

Jetzt geht es weiter: Wir legen jedoch Wert dar- 
auf - und dazu sollten Sie auch aus fachpoliti- 
scher Sicht etwas sagen -, daß während dieser 
Modellphase durch den örtlichen Träger der Ju- 
gendhilfe sicherzustellen ist, daß der Kindergar- 
ten als eine sozialpädagogische Einrichtung seine 
Betreuungsaufgabe und seinen eigenständigen 
Erziehungs- und Bildungsauftrag als Elementar- 
bereich im Bildungssystem dann auch tatsächlich 
wahrnehmen kann. 

(Beifall bei CDU, SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, die Freistellung von 
gesetzlichen Aufgaben darf nicht nur unter fi- 
nanzpolitischen Gesichtspunkten praktiziert wer- 
den. Wir müssen auch das Interesse insbesonde- 
re der Kinder, die diese Einrichtung besuchen, 
und das Interesse von deren Eltern im Blick ha- 
ben. 

(Beifall bei CDU, SPD und GRÜNEN - Klaus 
Matthiesen ISPDl meldet sich zu Wort.) - 

einer wichtigen Frage nicht rechtzeitig Gehör ver- - Herr Matthiesen, vielleicht warten Sie noch. 
schaffen können. Insoweit gehört diese Modellphase nicht nur in 
Eine Frage auch zum Beratungsstand - denn es die kommunalaufsichtliche Begleitung, sondern (D) 
ist ia ein wildes Durcheinander auch draußen im Träger, Personal und Eltern sind hier ebenfalls mit - 
Lande -: Wir wollen von Ihnen wissen. wann der ZU nennen. 
Landtag mit der Novellierung des GTK rechnen 
kann, was die anderen Elemente des Gesetzes Jetzt ein wichtiger Gesichtspunkt, der in der Tat 

eine Auseinandersetzung in diesem Zusammen- 
über Tageseinrichtungen für Kinder betrifft. Die 
Elternbeitragserhöhung werden wir, wie ich ge- hang im Lande hervorruft. Diese CDU-Landtags- 

fraktion sagt ein klares Nein zu Artikel 1 6 2 
hört habe. ja dann über eine Rechtsverordnung Abs. 2 dieses Gesetzentwurfs. 
im Ausschuß zur Kenntnis bekommen. 

Nun zu dem Gesetzentwurf, den wir hier in erster (Beifall bei der CDU) 

Lesung beraten, und zwar zu Bereichen, die das 
GTK betreffen! Meine Damen und Herren, ich Präsident Ulrich Schmidt: Herr Kollege Rüsen- 
sage das mit allem Nachdruck: Die CDU-Land- 

berg, wollen Sie die Frage von Herrn Matthiesen 
tagsfraktion, Herr Grevener, verschließt sich zulassen? 
nicht der grundsätzlichen politischen Zielsetzung, 
im Rahmen eines begrenzten Modells zu erpro- 
ben, ob die Kommunen in bestimmten Bereichen, Antonlus Rüsenberg (CDU): Bitte nach diesem 
so unter anderem irn Bereich des GTK - auch die Beitrag! Vielleicht wird es ja noch spannender, 
Fachpolitiker stellen sich einer selbstkritischen 
über~rüfuna; alles aehön auf den Prüfstand -. Herr Kollege Matthiesen. 

- - 
(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

In 6 2 Abc. 2 ist formuliert, daß die Befreiung 
von den Bestimmunaen des GTK und der Be- 

in der Lage sind, die ihnen übertragenen Aufga- triebskostenvereinbar~ng auf Antrag des zustän- 
ben effizient, ohne Qualitätsabstriche und ko- digen örtlichen Trägers der öffentlichen Jugend- 
stengünstiger zu erfüllen, wenn die auf Gesetzen hilfe, sprich: Jugendamt, erfolgt - so weit okay, 
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(8) aber jetzt kommt's! - und sich auf alle Tagesein- 
richtungen für Kinder in dessen Bezirk unabhän- 
gig von ihrer Trägerschaft erstreckt. 

Meine Damen und Herren, gegen diese Regelung 
haben wir erhebliche verfassungsrechtliche und 
politische Bedenken. Es ist nicht akzeptabel, daß 
demnächst per Rats- oder Kreistagsbeschluß ent- 
schieden wird, daß auch Einrichtungen in freier 
Trägerschaft gegen ihren Willen von den Vor- 
schriften des GTK und der Betriebskostenverein- 
barung während der Modellphase befreit werden. 
Dies ist ein massiver Eingriff in die Autonomie der 
freien Träger, verletzt das im Kinder- und Jugend- 
hilferecht festgelegte Partnerschaftsprinzip zwi- 
schen freien und öffentlichen Trägern der Ju- 
gendhilfe, mißachtet den Grundgedanken subsi- 
diären Handelns und nach unserer Auffassung 
auch den Gleichheitsgrundsatz nach Arti- 
kel 3 GG. 

(Beifall bei der CDU - Klaus Matthiesen 
[SPDI meldet sich erneut zu Wort.) 

- Herr Matthiesen, ich möchte im Augenblick bei 
meinem Redetext bleiben. 

Wir sind dem Katholischen Büro, Pater Augusti- 
nus, dankbar für klare Wort zur rechten Zeit! 

(B) (Beifall bei der CDU) 

Das war keine Drohgebärde, Herr Grevener, wie 
Sie das sagen. 

(Beifall bei der CDU) 

Präsident Ulrich Schmidt: Herr Rüsenberg, Sie 
möchten also keine Frage beantworten? 

Antonius Rüsenberg (CDU): Nein. 

Meine Damen und Herren, ich habe auf die ver- 
fassungsrechtlichen Bedenken hingewiesen, und 
ich sage das --- 

(Klaus Matthiesen [SPDI: Was ist das 
denn? Ich möchte eine Zwischenfrage stel- 
len!) 

- Ich habe gesagt: Ich möchte in meiner Rede 
bleiben. 

(Dr. Helmut Linssen [CDUI zu Klaus Mat- 
thiesen [SPDI: Das passiert mir doch auch 
schon einmal!) 

Meine Damen und Herren, unter dem Gesichts- 
punkt, daß per Rats- oder Kreistagsbeschlüssen 
freie Einrichtungen gegen ihren Willen einbezogen 
werden, frage ich Vertreter der GRÜNEN und der 
SPD, welches Verständnis sie von der staatstra- 
genden Funktion und der Aufgabenstellung der 
auch in vielen Gesetzen zwischen freien und öf- 
fentlichen Trägern der Jugendhilfe formulierten 
Vorrangigkeit freier Träger im Bereich der Sozial- 
und Jugendhilfe haben. 

Und auch dieser Satz ist wohlüberlegt: Ich kann 
mich des Eindrucks nicht erwehren - ich sage das 
nicht an alle Kolleginnen und Kollegen der Koali- 
tionsfraktionen, die vor mir sitzen, aber doch an 
einige, bei denen man wohl sagen muß: Wehret 
den Anfängen! -, daß hier politisch ein Angriff 
auf das bisher in diesem Hause konsensfähige 
Prinzip der Subsidiarität geplant ist 

(Beifall bei der CDU - Klaus Matthiesen 
[SPDI: Das ist schrecklich!) 

und staatliche Institutionen scheinbar einen Ab- 
solutheitsanspruch und einen Alleinvertretungs- 
anspruch bei der Wahrnehmung der Aufgaben 
der Jugendhilfe in Zukunft für sich reklamieren 
sollen. 

(Beifall bei der CDU) 

Wenn diese Bestimmung so, wie sie im Gesetz- 
entwurf formuliert ist, in die Praxis umgesetzt 
wird, dann ist das nach meiner Einschätzung ge- 
radezu eine provozierende Aufforderung an freie 
Träger von Kindergärten, die Einrichtungen an die 
Kommune zurückzugeben. 

(Beifall bei der CDU) 

Landespolitik bestimmt somit die Richtung, aber 
die Zeche werden die Kommunen zahlen. 

Meine Damen und Herren, ich sage auch das mit 
Nachdruck: Wehret den Anfangen. Vielleicht wol- 
len einige Politikerinnen und Politiker aus den 
Reihen der rot-grünen Koalition in der Tat Kinder- 
gärten vorrangig in staatlicher Trägerschaft, 

(Beifall bei der CDU) 

um einer wertorientierten Erziehung der Kinder - 
gerade auch in kirchlichen Einrichtungen - den 
Boden zu entziehen. 

(Beifall bei der CDU - Minister Dr. Axel 
Horstmann: Das darf noch nicht wahr 
sein!) 



Landtag 12.09.1997 
Nordrhein-Westfalen 5402 Plenarprotokoll 12/66 

(Antonius RUsenberg [CDUI) 

(Al Wir erkennen hieran, wohin rot-grüne Politik in 
diesem Land führen kann. Es ist an der Zeit; daß 
sich der Ministerpräsident Rau - und die Aussa- 
gen des Vertreters der katholischen Bischöfe am 
Sitz der Landesregierung sollte ihn nachdenklich 
stimmen - zu einem klaren Wort in einer grund- 
sätzlichen Frage dieser Auseinandersetzung be- 
reiiiindet. 

Wir werden nach Alternativen gefragt. - Wenn es 
möglich ist, durch eine Umformulierung die Be- 
freiung von den Bestimmungen des GTK auf die 
Einrichtungen zu beziehen, die sich ausschließlich 
in kommunaler Trägerschaft befinden, dann kön- 
nen wir konstruktiv darüber reden. Auch wenn es 
so formuliert ist, daß ein Träger in seiner eigenen 
Entscheidung erklären kann, er wolle sich an die- 
ser Modellphase beteiligen, dann können wir uns 
auch damit einverstanden erklären. Man kann sie 
aber nicht durch einen Beschluß ermächtigen, 
nun etwas zu tun. was sie nicht in ihrem autono- 
men Bereich verantworten können. 

Nun komme ich zur grundsätzlichen Änderung 
der Betriebskosten. Die vorgesehene Neuregelung 
- das wissen Sie - hat zu Protesten geführt. Auch 
die Arbeitsgemeinschaft kommunaler Spitzen- 
verbände hat bereits am 11. August 1997 

(B) schriftlich warnend darauf hingewiesen. es sei 
grundsätzlich auszuschließen, daß es hier jährlich 
zu einer Lastenverschiebung vom Land auf die 
Kommunen kommt. 

Sie begründen Ihre Umstellung der Förderung 
damit - das lese ich so -, daß eine großere För- 
dergerechtigkeit bezweckt ist. Sagen Sie doch 
einen Satz dazu, inwiefern dieses Mehr an För- 
dergerechtigkeit begründet ist. Sagen Sie doch 
etwas dazu, daß diese Anteilsfinanzierung, die 
heute besteht, in der Sache ungerecht ist; dazu 
habe ich bisher noch nichts geh8rt. 

Meine Damen und Herren, es ist nicht hinnehm- 
bar - auch das ist ein Knackpunkt -, da8 mit der 
von der Fraktion der SPD und der Fraktion BÜND- 
NIS 90IDIE GRÜNEN angestrebten Verabschie- 
dung des Gesetzentwurfes durch den Landtag im 
Dezember 1997 - so ist es doch - eine nicht mehr 
rückholbare Grundsatzentscheidung über die Sy- 
stemveränderung der Betriebskosten beschlossen 
wird, daß aber die entscheidenden Kriterien, 
nämlich die Einzelheiten, erst später durch ein 
Durchführungsgesetz auf den Weg gebracht wer- 
den. 

(Beifall bei der CDUI 

Mit keinem Wort machen die rot-grünen Koali- (C) 
tionsfraktionen auf die Folgen solcher Grundsatz- 
entscheidungen aufmerksam, und wir halten ein 
solches Vorgehen für verantwortungslos; denn 
die Bedingungen müssen doch zeitgleich auf den 
Tisch! 

(Beifall bei der CDUI 

Es besteht keine Angabe über die Höhe des Fest- 
betrages - man wird wohl immer verweisen. 
Fachleute haben 30 verschiedene Kriterien bei 
der Messung dieser Pauschale ermittelt, weil wir 
unterschiedlich differenzierte Personal- und Ange- 
botsstrukturen im Lande haben. Bei diesen Para- 
metern befürchten wir mehr Bürokratie und ein 
Explodieren von Verwaitungskosten wiederum zu 
Lasten des örtlichen Trägers der Jugendhilfe. Wir 
müssen es doch jetzt zeitgleich wissen, wenn wir 
ja oder nein sagen wollen; das sind unsere grund- 
sätzliche Bedenken. 

Wie sieht es bei der Minderbelegung einer Ein- 
richtung aus? - Dann trägt doch der Träger je- 
weils im kommunalen und freien Bereich das fi- 
nanzielle Risiko, und nicht das Land. Es ist schön 
zu sagen, wir haben eine Pauschale und setzen 
sie fest, aber wir trauen Ihnen nicht. Die Landes- 
pauschale wird in zehn Jahren noch genauso sein 
wie sie heute ist, aber die Betriebskosten steigen (D) 
jährlich, und auch da trägt der jeweilige Träger 
das finanzielle Risiko. Dieses Problem kennen wir 
doch aus dem Bereich der offenen Jugendarbeit. 
Dort sind die Mittel reduziert worden, und die 
Belastungen treffen voll und ganz den kommuna- 
len Bereich. Dies mag als warnendes Beispiel in 
diesem Zusammenhang gesehen werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Frau Löhrmann, Sie haben darauf hingewiesen, 
daß Sie Elterninitiativen in Ihren Trägerschaften 
wollen. Aber hier lese ich z. B. "Wegfall der 
Arme-Träger-Regelung". Dann müssen Sie spe- 
ziell eine Pauschale schaffen, und dann haben 
wir diese vielen neuen Pauschalen aufgrund Ihrer 
Regelung. 

Ansonsten muß man den Leuten im Land nämlich 
sagen. daß es das Aus für viele Elterninitiativen 
bedeutet: - Wir haben sie doch gemeinsam bei 
der Umsetzung des Rechtsanspruches aufgefor- 
dert, ihre Ärmel hochzukrempeln und ihrer Ver- 
antwortung gerecht zu werden. Schließlich wir- 
ken sie an der Realisierung mit, und jetzt läßt 
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(Al Rot-Grün sie durch das, was momentan auf dem kommenden Beratungen beachten. - Herzlichen (C) 
Tisch liegt, schamlos im Stich. Dank. 

(Beifall bei der CDU) (Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, die CDU ist dazu be- 
reit, auch i m  Rahmen der fachlichen Beratung 
dieser sicherlich nicht einfachen Fragen an kon- 

Präsident Ulrich Schmidt: Vielen Dank, Herr Kol- 

struktiven Lösungen mitzuarbeiten. Es ist  nicht lege Rüsenberg. - Für die SPD-Fraktion erteile ich 
dem Abgeordneten Grevener das Wort. 

zu verschweigen - darauf hat Kollege Leifert auch 
aufmerksam gemacht -, daß in Zukunft Kosten- (Ruth Hieronymi [CDUI: Schon wieder? Wo 
begrenzungen oder Einsparungen erreicht werden 
müssen. Aber die CDU gibt Lösungsansätzen im 
bestehenden System der jetzt gültigen Anteils- 
finanzierung bei den Betriebskosten den Vorrang 
und warnt davor, sich auf unsichere, risikobehaf- 
tete und unkalkulierbare Regelungen zu verlas- 
sen. 

Wir können fachpolitisch reden; und die Diskus- 
sion hinsichtlich der Trennung von Personal- und 
Sachkosten läuft doch. Die kommunalen Spitzen- 
verbände, die kirchlichen Verbände und die freien 

sind denn ail die jungen Politiker? Gibt es 
die bei euch nicht mehr?) 

WaRer Grevener (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Frau Hierony- 
rni, wir werden Sie demnächst fragen, wer für 
die SPD sprechen soll. Wenn Sie uns dieses 
Recht umgekehrt für die Auswahl der CDU-Red- 
ner einräumten, würde sich das sehr gut machen. 

(Ruth Hieronymi ICDUI: Wir machen das 
Verbände befinden sich doch in partnerschaftli- schon selber!) 
cher Ar t  und Weise in einer konstruktiven - Wir auch. Ich stehe hier, weil es dem Wunsch 
Diskussion- und Gesprächsphase, weil man Pro- 

der Fraktion entspricht, und hoffe, für die SPD- 
bleme erkennt und zusammen lösen will. Fraktion das Notwendige zu diesem Thema sagen 
Herr Minister Horstmann, es ist  doch Ihre ver- zu können. 

(B) dammte Pflicht und ~ch i ld igke i t ,  diesen Prozeß 
nicht - so wie Sie es machen - durch chaotisches 

Herr Kollege Leifert, Ihr Beitrag hat  mich nicht (D) 
enttäuscht, weil auch Sie die grundsätzlich positi- Vorgehen zu begleiten. Sie müssen diesen Prozeß 
ven Ansätze erkannt haben. Daß es sich die Op- 

vielmehr durch konstruktive Vorschläge beglei- position zur Aufgabe gemacht hat, das, was wir 
ten, damit wir gemeinsam im Interesse aller in tun, kleinzureden, das gehört nun einmal zum 
diesem Lande das GTK zu einer Problemlösung Spiel der parlamentarischen Demokratie oder da- 
führen. zu, wie sie der eine oder andere versteht. 

(Beifall bei der CDUI 
Sie kritisieren an unserem Kommunalisierungs- 

Es darf aber durch die Landespolitik keine Lösung modell, es liefe nur über fünf Jahre und würde 
aeben - und dem setzen wir ein klares Nein ent- nur über 25 % der Einwohner ausaebreitet. 
gegen, und ich habe die Punkte genannt, zu de- (Vorsitz: Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose) 
nen wir nach heutigem Kenntnisstand absolut 
nein sagen -, die nicht die berechtigten Belange Nur: Im Rahmen der Anhörung im Ausschuß wer- 
von Eltern und der kommunalen Träger - aber den Ihnen die Verfassungsrechtler das bestäti- 
gerade der freien Träger, die 80 % der Einrich- gen, was sie uns schon im Zuge der Vorbereitung 
tungen im Lande Nordrhein-Westfalen vorhalten - dieses Gesetzentwurfes mitgeteilt haben, näm- 
berücksichtigt. Wir brauchen die freien Träger. lich: Wenn wir einen Modellversuch durchführen, 
und wir wollen die freien Träaer. müssen wir ihn zeitlich begrenzen. Zunächst hat- - . 

ten wir einen Zeitraum von drei Jahren ins Auge 
M i t  der CDU ist  eine Vorrangpolitik der staatli- gefaßt, Herr Kollege Leifert. Daraufhin ist uns 
chen Trägerschaft nicht zu machen. 

gesagt worden, das sei zu kurz, man müßte mehr 
(Beifall bei der CDU) Zeit haben. Wir sind den Fachleuten insofern ge- 

folgt, bleiben aber offen für neue Erkenntnisse. 
Wir brauchen dieses plurale Angebot. Wir werden wenn uns die weiteren Beratungen diese liefern 
dafür kämpfen und diese Grundsätze bei den 

sollten. 
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(Al Genauso ist uns deutlich erklärt worden, daß wir 
die Landesgesetze nicht generell dafür öffnen. 
sondern enumerativ vorgehen sollten. Ich kann 
Sie nur auffordern, sich an der Erweiterung des 
Katalogs zu beteiligen. Wir sind bereit, mit lhnen 
darüber zu diskutieren. 

(Beifall des Ewald Groth [GRÜNEI) 

Herr Kollege Leifert, Sie haben ferner Ausführun- 
gen zum Blinden- und Gehörlosengeldgesetz ge- 
macht und dabei den angenehmen Part gewählt, 
wenn Sie hier feststellen: Es ist kaum verant- 

nicht getan. Sie versuchen, sporadisch einzelne [C) 
Dinge vorzutragen. 

(Beifall bei SPD und GR~NEN) 

Es beklagt sich bei lhnen kein Verband, daß er 
nicht vorher gehört wird, denn die Verbände wis- 
sen: Das Ganze wird von lhnen mit heißer Nadel 
gestrickt, manchmal hier vorgelegt, diskutiert, 
aber hat keinen Erfolg. Wenn die Koalitionsfrak- 
tionen etwas angehen, weiß man, daß es Hand 
und Fuß hat und in ein Gesetz einmünden kann. 
Daran wollen die Verbände schon beteiligt sein. 

wortbar, in einem Sozialstaat blinden Menschen 
eine bisher gewährte gesetzliche Leistung zu kür- 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

zen. Herr Kollege Rüsenberg, bei Ihrem Beitrag habe 
ich gedacht; Sie hätten eigentlich den Brief des 

Nun muß man die Aussagen der CDU nicht an 
Katholischen Büros Nordrhein-Westfalen vorlesen 

ihren Handlungen im nordrhein-westfälischen 
sollen, denn dann wäre es ein geschlossener, 

Landtag, in dem sie nicht über die Mehrheit ver- 
einheitlicher Vortrag gewesen. Sogar in der Dik- 

fügt, messen, sondern an Handlungen in Parla- 
tion haben Sie sich an diesen Brief gehalten. Sie 

menten, in denen Sie über die Mehrheit verfügen, hätten ihn fast vorlesen können. 
wie in Baden-Württemberg. Dort haben Sie das 
Geld rigoros auf 800 DM gekürzt. Wir kürzen ab (Antonius Rüsenberg ICDUI: Es ist alles 
dem 60. Lebensjahr auf 925 DM monatliche Lei- darin richtig!) 
stungen. Dabei ist sichergestellt. daß derjenige, 
der über kein entsprechendes Einkommen ver- 
fügt, weiterhin 1 063 DM erhält. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und dann haben wir noch etwas getan, was ei- 
gentlich gar nicht Aufgabe dieser Kommission 
war - wir sollten ja Leistungsgesetze überprü- 
fen -: Wir haben mit den Sozialpolitikern. die ge- 
fordert haben, daß Kürzungsvorschläge sozialver- 
träglich sein müssen, zusammengewirkt und aus 
diesem Grunde eine neue gesetzliche Leistung für 
Gehörlose eingeführt. Sie sollten einmal sehen, 
wie diese Menschen zur Kenntnis genommen 
haben, da8 sich ihre Behinderung nun erstmalig 
auch in einem Gesetz wiederfindet. Wir mußten 
unseren Finanzpolitikern klarmachen, daß wir 
über unseren Auftrag hinausgehen müssen, wenn 
wir sozialverträgliche Lösungen vorschlagen wol- 
len. Das haben wir hier getan. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Kollege Leifert, was die acht aufzuhebenden 
Verordnungen angeht, haben wir uns die Mühe 
aemacht, 300 Gesetze und Verordnungen durch- 

- Etliches ist darin nicht richtig, Herr Rüsenberg. 
Sie aber haben es nicht zur Kenntnis genommen. 

Erstens sind wir auf die Einwände der Verbände 
eingegangen, dieses Gesetz in diesem Punkt (D) 

nicht zum 1. Januar in Kraft zu setzen. sondern 
erst zum 1. August 1998. da die speziellen, hier 
erforderlichen Regelungen längerer Diskussionen 
und erheblicher Vorbereitungen bedürfen, wenn 
wir das Konsensprinzip verwirklichen wollen, und 
das wollen wir, dasstreben wir an. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Dr. Helmut 
Linssen [CDUI: Dann macht es doch vor- 
her!) 

- Herr Kollege Linssen, wer selbst auf diesem 
Gebiet nichts leistet, sollte denen, die etwas iei- 
sten, keine Vorwürfe machen. Sie hören doch im 
Vorfeld Ihrer Gesetzentwürfe auch keine Verbän- 
de an. So wird die Anhörung zu diesem Gesetz- 
entwurf nach der Einbringung im Parlament erfol- 
gen. 

(Dr. Helmut Linssen [CDUI: Doch! Wir spre- 
chen vorher mit denen!) 

iusehen. Dabei ist nicht mehr herausgekommen. -Wir haben ja vorher mit den Verbänden gespro- 
Sie haben aber die Chance, bei den Beratungen chen. Nur haben wir dabei unsere Linie nicht ver- 
viele Vorschläge zu unterbreiten. Und Sie hätten lassen. Und wir haben von den Verbänden die 
die Chance gehabt, hier ein solches Initiativge- Zusage, daß sie an den Ausführungsgesetzen 
setz auf den Weg zu bringen. Das haben Sie mitarbeiten wollen. Die katholische Seite hat aus- 
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drücklich schon Personen benannt, die dafür in 
Frage kommen. Die Koalitionsfraktionen gemein- 
sam - nicht jede für sich - haben bereits die Ver- 
bände für den 30. September eingeladen; die 
Briefe sind schon rausgegangen. Wir versprechen 
es nicht nur, sondern wir machen es. 

Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Grevener, darf ich Sie einmal unterbrechen!? 
Wollen Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Rü- 
senberg zulassen? 

Walter Grevener (SPD): Aber sicher! 

Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose: Bitte schön! 

Antonius Rüsenberg (CDU): Herr Kollege Greve- 
ner, unter Berücksichtigung der Verschiebung des 
lnkrafttretens auf den 01.08.1998 frage ich Sie: 
Wenn das Beratungs- und Anhörungsverfahren, 
dessen Bedeutung für die freien Träger Sie jetzt 
so groß herausstellen, im Ergebnis dazu führt, 
daß Sie eine breite Front der Ablehnung durch die 
freien Träger erfahren, werden Sie dann Artikel 4 
zurückziehen? 

Walter Grevener (SPD): Herr Rüsenberg, wenn 
Sie sich auf lhren Vortrag --- 

(Oliver Wittke [CDUI: Ja oder nein!) 

- Ich habe ja schon ein paarmal gehört, daß Sie ja 
oder nein sagen. Habe ich Sie schon einmal ge- 
fragt: Schlagen Sie lhre Frau immer noch, ja oder 
nein? Das is t  doch eine dumme Fragerei. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Zuruf des 
Oliver Wittke ICDUI) 

Sie sind zwar Neuling, aber sollten inzwischen 
doch schon etwas dazugelernt haben. 

(Heinz Hardt [CDUI: So ein Beispiel ist aber 
auch sehr entlarvend! -Weitere Zurufe von 
der CDU) 

Herr Rüsenberg. in der "WAZ" von heute werde 
ich mit den deutlichen Worten zitiert: Wenn uns 
diejenigen, die gegen unser Prinzip sind, überzeu- 
gen können, daß das, was sie vorschlagen, bes- 
ser ist, oder - anders gesagt - wenn wir nicht in 
der Lage sind, die Verbände davon zu überzeu- 

gen, daß das, was wir vorschlagen, das Richtige (C) 
ist, dann sind wir bereit, diesen Standpunkt zu 
überprüfen. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Linssen 
[CDUI: Aha!) 

Es ist  doch absurd, in Verhandlungen zu gehen 
und zu sagen: Wir sind in einem Punkt nicht be- 
weglich. - So sind Sozialdemokraten nicht. 

(Lachen bei der CDU) 

Wenn wir sagen, wir gingen in Verhandlungen 
und wollten einen Konsens erreichen, dann müs- 
sen wir doch in der Lage sein, einen Standpunkt 
in Frage zu stellen, wenn die Argumente der an- 
deren überzeugender sind. Darauf lassen wir es 
jetzt ankommen. 

(Beifall der Sylvia Löhrmann [GRÜNEI) 

Wir sind der Meinung, daß unsere Argumente 
stark genug sind, aber wir stellen uns der Diskus- 
sion und sehen dann, was daraus wird. 

(Dr. Helmut Lins'sen [CDUI: Das hätten Sie 
vorher machen müssen!l 

- Herr Dr. Linssen, fragen Sie doch einmal lhre 
CDU-Kollegen in der Stadt Geldern. Die halten 
unseren Gesetzentwurf jetzt schon für so gut, (D) 
daß sie einen Antrag gestellt haben, an dem Mo- 
dellversuch teilzunehmen, der hier von lhnen kriti- 
siert wird. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Unsere Ankündigung hat bei lhren Kollegen 
schon so viel Vertrauen erzeugt, daß sie sagen: 
Wir wollen das auch machen. - Das spricht doch 
dafür. 

(Antonius Rüsenberg meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

- Herr Rüsenberg, lassen Sie mich noch eben ei- 
nen Gedanken zu Ende führen. Wenn man mir 
dann die Fragezeit zusätzlich gibt, können Sie 
gern fragen. 

Sie haben das Subsidiaritätsprinzip an- 
gesprochen. Herr Rüsenberg, wir stellen das in 
keiner Weise in Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

In keiner Minute der Beratungen hat dieses Prin- 
zip in Frage gestanden. Sie haben hier einen Po- 
panz aufgebaut, um darauf einschlagen zu kön- 
nen. Ich versichere lhnen hier: Es bleibt beim 
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(Al Subsidiarittitsprinzip; es bleibt dabei, daß in der 
Kindergartenlandschaft Nordrhein-Westfalens 
weiterhin eine Vielfalt von Trägern tätig bleibt. 
Dabei wird es bleiben! 

Sie haben § 2 Abc. 2 ingesprochen und verfas- 
sungsrechtliche Bedenken geaußert. Diese For- 
mulierung haben wir erst in letzter Zeit in dieses 
Gesetz übernommen in der guten Absicht, wenig- 
stens Regelungen bezüglich des Kindergarten- 
tagessttittengesetzes in einer Kommune zu ver- 
einheitlichen. Wenn es da verfassungsrechtliche 
Bedenken gibt - wir werden' die Verfassungs- 
rechtler anhören -, werden wir zu einer neuen 
Formulierung kommen. Wenn es keine gibt, wer- 
den Sie Ihre Bedenken sicherlich zurückziehen. 
Aber wenn eine Kommune den Antrag stellt, an 
dem Modellversuch teilzunehmen, setzt das ja 
auch das Konsensprinzip in der Gemeinde voraus. 

(Beifall des Reinhold Trinius ISPDII 

Die kommunale Selbstverwaltung ist doch genau- 
so an einem Konsens interessiert wie wir, und sie 
muß dann innerhalb ihres Jugendamtsbezirks 
Übereinstimmung mit allen Trägern erzielen, 
wenn sie an dem Modell teilnehmen will. Dieser 
Gedanke hat dieser Regelung zugrunde gelegen, 
nicht die Abschaffung des Subsidiaritätsprinzips. 

(BI 
(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Wenn Sie jetzt noch eine Frage haben, bitte 
schön. 

(Antonius Rüsenberg [CDUI: Ist okay!) 

- Dann finde ich es sehr erfreulich, daß meine 
Aufklärung die Frage überflüssig gemacht hat. 
- Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Vlzspräsldent Dr. Hans-Ulrlch Klose: Ich erteile 
Herrn Kollegen Groth für die Fraktion BÜND- 
NIS 901DIE GRÜNEN das Wort. 

Ewald Groth*' (GRÜNEI: Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich stehe hier auch als Ju- 
gendpolitiker, nicht nur als kommunalpolitischer 
Sprecher und als sozialpolitisch Verantwortlicher 
in dieser Fraktion. Ich fühle mich für die gesamte 
Politik dieser Fraktion und dieser Koalition stets 
mftverantwortlich, weil wir für die Ergebnisse 

auch gemeinsam geprügelt oder gelobt werden. (C) 
Das will ich vorab sagen. 

(Beifall bei den GRÜNENI 

Nachdem Herr Leifert hier nochmals seine GFG- 
Rede gehalten und uns nicht gesagt hat, wie er 
es machen will, kann ich nur sagen: Mosern al- 
lein reicht nicht. - Das habe ich auch schon vor- 
gestern gesagt. Sie müssen schon sagen, wie Sie 
es hinbekommen wollen. 

Auch Herr Rüsenberg hat zur Aufklärung nicht 
beigetragen. Als Bedenkenträger hat er sich quali- 
fiziert. Manche seiner Bedenken haben wir heute 
schon ausgeräumt, und wir werden im weiteren 
Beratungsverfahren noch mehr ausräumen. 

Das KJHG sieht vor, daß die Trägervietfalt zu 
erhalten ist. Das wollen wir, das werden wir im 
Konsens tun. Es gibt allerdings eine Gerechtig- 
keitslücke bei der Finanzierung der Kindertages- 
stätten, die wir beseitigen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Antonius Rüsen- 
berg [CDUI: Wo gibt es die denn?) 

Wir werden dies gemeinsam mit den Trägern tun. 
Sie bereiten sich jetzt schon darauf vor, wie sie 
dies begleiten. Jetzt schon werden sie konstruk- 
tiv. Es hat nichts genutzt, daß sie gemeinsam mit (D) 
anderen Verbänden versucht haben, die Diskus- 
sion zu chaotisieren. 

(Antonius Rüsenberg [CDUI: Das hat der 
Minister getan! Der ist verantwortlich!) 

Die Verbände gehen jetzt auf unsere Seite über 
und sagen: Wir werden das konstruktiv begleiten, 
wir werden positiv lösen, was es jetzt noch an 
Problemen gibt. 

Wir in Rot-Grün suchen die faire Auseinanderset- 
zung untereinander und machen ihre Oppositions- 
arbeit quasi mit - das gefällt mir besonders gut -, 
weil Sie da mit Ihren schwarzen Positionen ganz 
besonders blaß aussehen. 

Ich bin sehr stolz darauf, daß ich in dieser Kom- 
mission gemeinsam mit Herrn Grevener und ande- 
ren arbeiten durfte, insbesondere auch mit Frau 
Düker und Herrn Simons, die wunderbar mitgear- 
beitet und Ergebnisse gezeitigt haben, die Sie, 
meine Damen und Herren von der Opposition, 
nicht zustande bringen. 

Wir zeigen deutlich, daß wir die Sache zu einem 
guten Ende bringen wollen, und setzen damit ein 
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(Ewald Groth [GRÜNR) 

(Al Signal für Nordrhein-Westfalen und auch über die 
Landesgrenzen hinaus, daß Rot-Grün nicht nur 
handlungsfähig ist, sondern gleichermaßen auch 
innovativ und verantwortungsbewußt. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN - Lachen des 
Dr. Helmut Linssen [CDU]) 

- Das tut Ihnen weh, Herr Linssen. Sie werden 
keine Gelegenheit dazu haben, auch in der näch- 
sten Legislaturperiode nicht; das tut mir leid für 
Sie. 

Wir haben den Mut, die Probleme des Landes 
unter schwierigsten Rahmenbedingungen anzu- 
packen, die Probleme der Kommunen zu lösen. 

(Dr. Helmut Linssen [CDUI: Das ist doch 
dilettantisch, was ihr da macht!) 

Sie lamentieren, wir handeln. 

(Albert Leifert [CDUI: Was war denn das 
jetzt?) 

Schönen Dank. 

(Beifall bei SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Hans-Ulrich Klose: Meine Da- 

(B) men und Herren. gibt es weitere Wortmeldun- 
gen? - Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich 
die Beratung. 

Wir haben abzustimmen über die Empfehlung, 
den Gesetzentwurf zu überweisen an den Aus- 
schuß für Kommunalpolitik - federführend - sowie 
an die betroffenen Fachausschüsse. Wer dieser 
Empfehlung zustimmen möchte, der mag das 
Handzeichen geben. - Die Gegenprobe! - Stimm- 
enthaltung? - Dann haben wir das so beschlos- 
sen. 

Ich rufe auf: 

3 Gesetz zur #nderung der Gemeindeordnung 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der CDU 
Drucksache 1212272 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und erteile als erstem 
Redner Herrn Kollegen Leifert für die Fraktion der 
CDU das Wort. 

Albert Leifert (CDU): Herr Präsident! Meine sehr (Cl 
verehrten Damen und Herren! Als der Land- 
tag 1994 die neue Kommunalverfassung verab- 
schiedete, war allen Fachleuten klar: Die neue 
Gemeindeordnung '94 ist mit heißer Nadel ge- 
strickt, hat grundlegende Mängel, die umgehend 
ausgeräumt werden müßten. 

Unser Fraktionsvorsitzender Helmut Linssen sagte 
dazu in der dritten Lesung - ich zitiere -: 

"Diese Kommunalverfassung ist auf die SPD 
zugeschnitten, nicht auf die Kommunen." 

Recht hat er! Er sagte weiter: 

"Ich kenne genügend Sozialdemokraten, vor 
allen Dingen solche, die aus der kommunalen 
Praxis kommen. oder solche, die die Kommu- 
nen in den Spitzenverbänden vertreten, die 
mir insgeheim recht geben, wenn ich sage, 
daß das, was Sie heute verabschieden wer- 
den, bestenfalls ein Zwischenschritt auf dem 
Weg zu einer modernen, bürgernahen und effi- 
zienten Kommunalverfassung ist." 

Weiter Helmut Linssen: 

"Gemeinsam mit den kommunalen Spitzen- 
verbänden, mit vielen Bürgerinnen und Bür- 
gern und nicht zuletzt gemeinsam mit vielen (D) 
Angehörigen auch der SPD, die sich der 
Schwächen des jetzt vorliegenden Entwurfs 
sehr wohl bewußt sind, werden wir in der 
kommenden Legislaturperiode die Diskussion 
um die Gemeindeordnung wieder aufnehmen 
und zu einem besseren Abschluß zu bringen 
versuchen." 

Aber ebenso, wie damals allein die CDU für sich 
in Anspruch nehmen konnte, ein weitreichendes, 
in sich schlüssiges Reformkonzept vorgelegt zu 
haben, lassen Landesregierung und SPD auch 
jetzt keinen besonderen Reformeifer erkennen. Im 
Gegenteil! Der SPD kommt es darauf an, daß der 
Bürgermeister ein braver Parteisoldat bleibt. 

Damit sind wir beim Kern der Reformdiskussion. 
Die SPD will die Bindung zwischen Partei und 
Bürgermeister in allen Fällen und um jeden Preis 
wahren. So unser Kollege Jürgen Thulke in der 
NRZ - ich zitiere -: 

"Rats- und Bürgermeisterwahl müssen gekop- 
pelt bleiben, damit die Verbindung zwischen 
Bürgermeister, Fraktion und Partei erhalten 
bleibt." 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 
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